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Der Senat von Berlin 
WFGGP AS Recht 
Tel.: 9028 (928) 1688 
 
 
 
An das 

Abgeordnetenhaus von Berlin 

über Senatskanzlei – G Sen 1 – 
 
 
 
 
V o r l a g e 
 
– zur Kenntnisnahme – 

gemäß Artikel 64 Absatz 3 der Verfassung von Berlin und § 3 Satz 1 des Berliner 

COVID-19-Parlamentsbeteiligungsgesetzes über die  

Erste Verordnung zur Änderung der Vierten SARS-CoV-2-

Infektionsschutzmaßnahmenverordnung 

 

 

Wir bitten, gemäß Artikel 64 Absatz 3 der Verfassung von Berlin und § 3 Satz 1 des 

Berliner COVID-19-Parlamentsbeteiligungsgesetzes zur Kenntnis zu nehmen, dass 

der Senat die nachstehende Verordnung erlassen hat: 

 

Erste Verordnung zur Änderung der  

Vierten SARS-CoV-2-Infektionsschutzmaßnahmenverordnung 

 

Vom 23. Dezember 2021 

 

Auf Grund des § 2 Satz 1 und 2 des Berliner COVID-19-

Parlamentsbeteiligungsgesetzes vom 1. Februar 2021 (GVBl. S. 102) und § 32 Satz 1 

und 2 in Verbindung mit § 28 Absatz 1, § 28a Absatz 1 in Verbindung mit Absatz 8 

Satz 1 und § 28a Absatz 7 des Infektionsschutzgesetzes vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 

1045), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 10. Dezember 2021 (BGBl. I S. 

5162) geändert worden ist, sowie § 7 der COVID-19-Schutzmaßnahmen-
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Ausnahmenverordnung vom 8. Mai 2021 (BAnz AT 08.05.2021 V1), die zuletzt durch 

die Verordnung vom 10. Dezember 2021 (BGBl. I S. 5175) geändert worden ist, ver-

ordnet der Senat: 

 

Artikel 1 

Änderung der Vierten SARS-CoV-2-Infektionsschutzmaßnahmenverordnung 

Die Vierte SARS-CoV-2-Infektionsschutzmaßnahmenverordnung vom 14. Dezember 

2021 (GVBl. S. 1334) wird wie folgt geändert: 

 

1. In der Inhaltsübersicht wird nach der Angabe zu § 10 folgende Angabe eingefügt: 

 

„§ 10a Verwendung von Feuerwerk; Aufenthalt an belebten Orten“ 

 

2. In § 2 Absatz 1 Satz 4 und 5 werden jeweils die Wörter „in der Anlage“ durch die 

Wörter „in Anlage 1“ ersetzt. 

 

3. Nach § 10 wird folgender § 10a eingefügt: 

 

„§ 10a  

Verwendung von Feuerwerk; Aufenthalt an belebten Orten 

 

Für den Zeitraum vom 31. Dezember 2021 bis einschließlich 1. Januar 2022 sind An-

sammlungen sowie die Verwendung von Feuerwerk und anderen pyrotechnischen Ge-

genständen auf und in den in Anlage 2 genannten öffentlichen Straßen, Plätzen und 

Grünanlagen verboten. Von den Verboten nach Satz 1 ausgenommen sind die Durch-

führung professionellen Feuerwerks und die professionelle Verwendung pyrotechni-

scher Gegenstände, soweit diese fristgemäß in Übereinstimmung mit den sprengstoff-

rechtlichen Vorschriften bei den zuständigen Stellen angezeigt waren oder im Falle 

der Genehmigungsbedürftigkeit auf einen fristgerecht gestellten Antrag hin genehmigt 

werden. Das Ansammlungsverbot umfasst nicht die Durchquerung der in Satz 1 ge-

nannten Orte sowie den Aufenthalt in Notfällen oder in Fällen besonderen Bedarfs. 

Abweichend von Satz 1 ist obdachlosen Menschen der Aufenthalt auf und in den in 

Satz 1 genannten Orten gestattet.“ 

 
4. § 11 wird wie folgt geändert: 
 

a) Absatz 5 wird wie folgt gefasst: 
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„(5) Abweichend von Absatz 4 können Veranstaltungen mit mehr als den dort genann-

ten zeitgleich anwesenden Personen, höchstens jedoch mit bis zu 2 000 zeitgleich 

anwesenden Personen in maschinell belüfteten geschlossenen Räumen und mit bis 

zu 3 000 zeitgleich anwesenden Personen im Freien, durchgeführt werden, sofern die 

Vorgaben des Hygienerahmenkonzeptes der für Kultur, der für Wirtschaft oder der für 

Sport zuständigen Senatsverwaltung, das mindestens Vorgaben zur maschinellen Be-

lüftung enthalten muss, eingehalten werden. Personen, die eingelassen werden, müs-

sen negativ getestet sein und FFP2-Masken tragen. Die Vorgaben des Absatzes 2 

gelten unter den Voraussetzungen von Satz 1 auch für Veranstaltungen im Freien.“ 

 
b) Absatz 6 wird wie folgt gefasst: 

 

„(6) Private Veranstaltungen (Veranstaltungen im Familien-, Bekannten- oder Freun-

deskreis) und private Zusammenkünfte sind nur im Kreise der Angehörigen eines 

Haushalts mit bis zu zwei Personen eines weiteren Haushalts gestattet, Personen im 

Sinne von § 1 Absatz 3 gelten als ein Haushalt; Kinder bis zur Vollendung des 14. Le-

bensjahres bleiben, unabhängig von der Zugehörigkeit zu einem Haushalt, unberück-

sichtigt. Abweichend von Satz 1 sind private Veranstaltungen und private Zusammen-

künfte, an denen ausschließlich Personen im Sinne von § 8 Absatz 2 Nummer 1 bis 4, 

ausgenommen Kinder bis zur Vollendung des 14. Lebensjahres, teilnehmen, mit bis 

zu 10 zeitgleich Anwesenden zulässig. Dieser Absatz findet keine Anwendung, wenn 

die jeweilige Veranstaltung gewerblich durchgeführt wird.“ 

 
5. § 34 Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 
 

„(1) Tanzlustbarkeiten und ähnliche Unternehmen im Sinne der Gewerbeordnung in 

der Fassung der Bekanntmachung vom 22. Februar 1999 (BGBl. I S. 202), die zuletzt 

durch Artikel 2 des Gesetzes vom 10. August 2021 (BGBl. I S. 3504) geändert worden 

ist, in der jeweils geltenden Fassung dürfen nicht abgehalten werden. Im Übrigen gel-

ten die Vorgaben der §§ 11 und 18.“ 

 
6. § 40 Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

 

„(3) Ordnungswidrig im Sinne des § 73 Absatz 1a Nummer 24 des Infektionsschutzge-

setzes handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

1. entgegen § 2 Absatz 1 Satz 1 keine medizinische Gesichtsmaske trägt und keine 

Ausnahme nach Absatz 2, § 11 Absatz 3 Satz 4, § 12 Absatz 1 und Absatz 3, § 14 

Absatz 3 und Absatz 4, § 17 Absatz 3 Satz 6, § 20, § 26 Absatz 3, § 28 Absatz 1 

Satz 2, § 31 Absatz 1 Satz 2, § 34 Absatz 5 Satz 2 oder § 35 Absatz 1 Satz 5 

vorliegt, 
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2. entgegen § 4 Absatz 5 Angaben nicht vollständig oder nicht wahrheitsgemäß 

macht, soweit keine Ausnahme nach Absatz 5 Satz 4 vorliegt, 

3. entgegen § 5 Absatz 1 Satz 1 kein individuelles Schutz- und Hygienekonzept er-

stellt, 

4. entgegen § 5 Absatz 1 Satz 1 kein individuelles Schutz- und Hygienekonzept auf 

Verlangen der zuständigen Behörde vorlegt, 

5. entgegen § 5 Absatz 1 Satz 4 die Einhaltung der im Schutz- und Hygienekonzept 

festgelegten Schutzmaßnahmen nicht sicherstellt, 

6. entgegen § 7 Absatz 1 Satz 1 oder Absatz 3 Satz 2 nicht unverzüglich eine PCR-

Testung herbeiführt, 

7. entgegen § 7 Absatz 1 Satz 1 sich nicht unverzüglich nach Kenntniserlangung auf 

direktem Weg in die Haupt- oder Nebenwohnung oder in eine andere, eine Abson-

derung ermöglichende Unterkunft begibt, ohne dass eine Ausnahme nach § 7 Ab-

satz 1 Satz 2 vorliegt, 

8. entgegen § 7 Absatz 1 Satz 1 sich nicht für einen Zeitraum von 14 Tagen ständig 

absondert, bis das Ergebnis einer Testung mittels eines Nukleinsäurenachweises 

des Coronavirus SARS-CoV-2 vorliegt, ohne dass eine Ausnahme nach § 7 Absatz 

1 Satz 2 vorliegt, 

9. entgegen § 7 Absatz 2 sich nicht unverzüglich nach Kenntniserlangung auf direk-

tem Weg in die Haupt- oder Nebenwohnung oder in eine andere, eine Absonderung 

ermöglichende Unterkunft begibt,  

10. entgegen § 7 Absatz 2 sich nicht für einen Zeitraum von 14 Tagen ab dem Zeit-

punkt der Vornahme der PCR-Testung ständig absondert,  

11. entgegen § 7 Absatz 4 Besuch von Personen empfängt, die nicht dem eigenen 

Haushalt angehören, 

12. entgegen § 9 Absatz 2 oder Absatz 3 als Verantwortliche oder Verantwortlicher 

nicht sicherstellt, dass nur Personen im Sinne von § 8 Absatz 2 Nummer 1 bis 4 

Zutritt erhalten, soweit keine Ausnahme nach § 9 Absatz 2 Nummer 1 vorliegt, und 

dass nur Personen im Sinne von § 9 Absatz 2 Nummer 2 als Personal eingesetzt 

werden, soweit das Personal mit Kundinnen und Kunden oder Zuschauenden in 

unmittelbaren Kontakt kommt, oder sich in den Bereichen der Betriebs- oder Ver-

anstaltungsräume aufhalten, in denen die 2G-Bedingung gilt, nicht eine etwaig 

durch Personal nachzuweisende negative Testung dokumentiert, oder einer Per-

son, die einen Nachweis nicht erbringt den Zutritt nicht verweigert oder nicht in 

geeigneter Weise auf die Geltung der 2G-Bedingung hinweist oder die Einhaltung 

der Schutz- und Hygieneregeln nicht sicherstellt und keine Ausnahme nach § 9 

Absatz 2 Nummer 2, 3 oder 7 oder § 11 Absatz 2 Satz 2 vorliegt, 

13. entgegen § 9 Absatz 2 oder 3 als Kundin oder Kunde oder Zuschauende oder Zu-

schauender an Veranstaltungen teilnimmt oder Betriebe und Einrichtungen auf-

sucht, die unter der 2G-Bedingung stehen, ohne zu dem in § 8 Absatz 2 Nummer 
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1 bis 4 genannten Personenkreis zu gehören und keine Ausnahme nach Absatz 2 

vorliegt, 

14. entgegen § 10 Absatz 1 oder Absatz 2 als Besucherin oder Besucher, Kundin oder 

Kunde ein Dienst- oder Gerichtsgebäude des Landes Berlin aufsucht, ohne zu dem 

in § 6 Absatz 1 oder § 8 Absatz 5 in Verbindung mit Absatz 2 Nummer 1 bis 4 

genannten Personenkreis zu gehören und keine Ausnahme nach Absatz 1 Satz 4 

oder Absatz 2 vorliegt, 

15. entgegen § 10 Absatz 1 Satz 4 keine FFP2-Maske trägt und keine Ausnahme nach 

§ 2 Absatz 2 vorliegt, 

16. entgegen § 10 Absatz 3 keine medizinische Gesichtsmaske trägt und keine Aus-

nahme nach § 2 Absatz 2 vorliegt, 

17. entgegen § 10 Absatz 4 einen Bahnsteig oder ein Fährterminal aufsucht, ohne zu 

dem in § 6 Absatz 1 oder § 8 Absatz 5 in Verbindung mit Absatz 2 Nummer 1 bis 4 

genannten Personenkreis zu gehören und keine Ausnahme nach § 37 Absatz 3 

Satz 2 vorliegt, 

18. entgegen § 10a Satz 1 im Zeitraum vom 31. Dezember 2021 bis einschließlich 

1. Januar 2022 auf oder in den in Anlage 2 genannten öffentlichen Straßen, Plätzen 

oder Grünanlagen sich ansammelt oder dort Feuerwerk oder andere pyrotechni-

sche Gegenstände verwendet und keine Ausnahme nach Satz 2 bis 4 vorliegt. 

19. entgegen § 11 Absatz 2 Satz 3 und Absatz 3 Satz 5, § 12 Absatz 3 Satz 3, § 17 

Absatz 4, § 18 Absatz 3 Satz 2, § 19 Absatz 4, § 26 Absatz 1 Satz 4, § 29 Absatz 

4, § 31 Absatz 5 oder § 34 Absatz 6, jeweils in Verbindung mit § 4 Absatz 1 bis 5, 

als Verantwortliche oder Verantwortlicher keine Anwesenheitsdokumentation führt, 

diese nicht vollständig führt, sie nicht für die Dauer von zwei Wochen aufbewahrt 

oder speichert, sie auf deren Verlangen der zuständigen Behörde nicht zugänglich 

macht, aushändigt oder auf sonstige Weise den Zugriff ermöglicht, sie nach Ablauf 

der Aufbewahrungsfrist nicht vernichtet oder löscht oder anwesende Personen, die 

unvollständige oder offensichtlich falsche Angaben machen, den Zutritt oder den 

weiteren Verbleib nicht verwehrt, die Bescheinigung über eine Testung oder einen 

Impf- oder Genesenennachweis nicht einsieht, die Identität der die Bescheinigung 

vorlegenden Person nicht überprüft oder nicht sicherstellt, das digitale Anwendun-

gen ordnungsgemäß genutzt werden und keine Ausnahme nach § 4 Absatz 1 Num-

mer 7, Absatz 3 Satz 3, vorliegt,  

20. entgegen § 11 Absatz 4 Satz 1 oder Absatz 5 als Verantwortliche oder Verantwort-

licher einer Veranstaltung im Freien die Einhaltung der zulässigen Teilnehmenden-

zahl nicht gewährleistet und keine Ausnahme nach Absatz 5, § 12 oder § 13 vor-

liegt, oder im Falle von Absatz 5 die Einhaltung des Hygienerahmenkonzepts der 

jeweils zuständigen Senatsverwaltung nicht gewährleistet, 

21. entgegen § 11 Absatz 4 Satz 2 oder Absatz 5 als Verantwortliche oder Verantwort-

licher einer Veranstaltung in geschlossenen Räumen die Einhaltung der zulässigen 

Teilnehmendenzahl nicht gewährleistet und keine Ausnahme nach Absatz 5, § 12 
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oder § 13 vorliegt, oder im Falle von Absatz 5 die Einhaltung des Hygienerahmen-

konzepts der jeweils zuständigen Senatsverwaltung nicht gewährleistet, 

22. entgegen § 11 Absatz 3 als verantwortliche Veranstalterin oder verantwortlicher 

Veranstalter einer Veranstaltung im Freien die Einhaltung der Hygiene- und Ab-

standsregeln nicht gewährleistet, 

23. entgegen § 11 Absatz 6 an einer privaten Veranstaltung oder privaten Zusammen-

kunft mit mehr als der höchstens zulässigen Personenzahl teilnimmt, 

24. entgegen § 11 Absatz 7 in geschlossenen Räumen gemeinsam singt, ohne die im 

Hygienerahmenkonzept oder in einer Rechtsverordnung der für Kultur zuständigen 

Senatsverwaltung festgelegten Hygiene- und Infektionsstandards einzuhalten und 

keine Ausnahme nach Satz 2 vorliegt, 

25. entgegen § 14 Absatz 1 Satz 1 bei Versammlungen den Mindestabstand von 1,5 

Metern zu anderen Teilnehmenden, die nicht zum engsten Angehörigenkreis ge-

hören, nicht einhält, 

26. entgegen § 14 Absatz 1 Satz 2 und 3 als die Versammlung veranstaltende Person 

kein Schutz- und Hygienekonzept erstellt oder dieses auf Verlangen der Versamm-

lungsbehörde nicht vorlegt, 

27. entgegen § 14 Absatz 1 Satz 4 als die Versammlung leitende Person die Einhaltung 

des Schutz- und Hygienekonzepts bei der Durchführung der Versammlung nicht 

sicherstellt, 

28. entgegen § 14 Absatz 3 Satz 1 an einer Versammlung in geschlossen Räumen 

teilnimmt, ohne zu dem in § 6 Absatz 1 oder § 8 Absatz 5 in Verbindung mit Absatz 

2 Nummer 1 bis 4 genannten Personenkreis zu gehören, 

29. entgegen § 16 Absatz 3 als Verantwortliche oder Verantwortlicher einer Verkaufs-

stelle, eines Kaufhauses oder eines Einkaufszentrums (Mall) die Vorgaben der Zu-

trittssteuerung gemäß § 3 nicht beachtet, 

30. entgegen § 16 Absatz 5 als Verantwortliche oder Verantwortlicher eines Weih-

nachtsmarktes die Vorgaben der Zutrittsteuerung gemäß § 3 nicht beachtet, 

31. entgegen § 17 Absatz 2 Satz 2 als Kundin oder Kunde eines Dienstleistungsge-

werbes im Bereich der Körperpflege keine FFP2-Maske trägt und keine Ausnahme 

nach § 2 Absatz 2 vorliegt, 

32. entgegen § 17 Absatz 2 Satz 2 als Personal eines Dienstleistungsgewerbes im 

Bereich der Körperpflege keine medizinische Gesichtsmaske trägt und keine Aus-

nahme nach § 2 Absatz 2 vorliegt, 

33. entgegen § 17 Absatz 3 Satz 1 gesichtsnahe sexuelle Dienstleistungen in Anspruch 

nimmt, 

34. entgegen § 17 Absatz 3 Satz 2 sexuelle Dienstleistungen in Prostitutionsfahrzeu-

gen im Sinne des Prostituiertenschutzgesetzes erbringt, 

35. entgegen § 17 Absatz 3 Satz 4 als Betreiberin oder Betreiber eines Prostitutions-

gewerbes Dienstleistungen nach § 17 Absatz 3 Satz 1 nicht nur nach Terminver-

einbarung und ausschließlich an einzelne Personen anbietet, 
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36. entgegen § 17 Absatz 3 Satz 6 keine FFP2-Maske trägt und keine Ausnahme nach 

§ 2 Absatz 2 vorliegt oder gemäß § 9 Absatz 2 Nummer 6 eine negative Testung 

verlangt wurde, 

37. entgegen § 18 Absatz 1 Satz 1 Gaststätten aufsucht, ohne zu dem in § 8 Absatz 2 

Nummer 1 bis 4 genannten Personenkreis zu gehören und keine Ausnahme nach 

Halbsatz 2 vorliegt, 

38. entgegen § 18 Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 Satz 1 und 3 als verantwortliche Be-

treiberin oder verantwortlicher Betreiber einer Gaststätte oder einer Kantine die 

Einhaltung der Hygiene- und Abstandsregeln nicht gewährleistet, 

39. entgegen § 18 Absatz 1 Satz 3 und Absatz 2 Satz 5 als Gast in Gaststätten Speisen 

und Getränke nicht am Tisch verzehrt, soweit keine Ausnahme nach Absatz 2 Satz 

6 vorliegt, 

40. entgegen § 18 Absatz 3 Satz 1 als verantwortliche Betreiberin oder verantwortlicher 

Betreiber einer Gaststätte bei der Öffnung von geschlossenen Räumen die im Hy-

gienerahmenkonzept oder in einer Rechtsverordnung der für Wirtschaft zuständi-

gen Senatsverwaltung festgelegten Hygiene- und Infektionsstandards nicht einhält, 

41. entgegen § 19 Absatz 1 an Ausflugsfahrten, Stadtrundfahrten, Schiffsausflügen o-

der vergleichbaren Angeboten, soweit geschlossene Räume betroffen sind, teil-

nimmt, ohne zu dem in § 8 Absatz 2 Nummer 1 bis 4 genannten Personenkreis zu 

gehören, 

42. entgegen § 19 Absatz 2 als verantwortliche Betreiberin oder verantwortlicher Be-

treiber eines Hotels, eines Beherbergungsbetriebs, einer Ferienwohnung oder ähn-

licher Einrichtungen Übernachtungen anbietet, ohne die im Hygienerahmenkon-

zept oder in einer Rechtsverordnung der für Wirtschaft zuständigen Senatsverwal-

tung festgelegten Hygiene- und Infektionsstandards einzuhalten, 

43. entgegen § 21 als Selbständige oder Selbständiger eine Testung nicht durchführen 

lässt, eine Bescheinigung über eine Testung nicht für die Dauer von vier Wochen 

aufbewahrt oder sie den zuständigen Behörden auf deren Verlangen nicht zugäng-

lich macht, soweit keine Ausnahme nach Satz 2 vorliegt, 

44. entgegen § 29 Absatz 1 bei der Öffnung von Kinos, Theatern, Opernhäusern, Kon-

zerthäusern und anderen kulturellen Einrichtungen und Veranstaltungsstätten die 

Vorgaben des § 11 nicht beachtet, 

45. entgegen § 31 Absatz 1 Satz 1 oder § 32 Absatz 2 als Teilnehmende oder Teilneh-

mender Sport in gedeckten Sportanlagen, Fitness- und Tanzstudios und ähnlichen 

Einrichtungen sowie in Hallenbädern ausübt, ohne zu dem in § 9 Absatz 2 Nummer 

1 genannten Personenkreis zu gehören und keine Ausnahme nach § 31 Absatz 4 

oder § 32 Absatz 2 vorliegt, 

46. entgegen § 31 Absatz 3 als verantwortliche Betreiberin oder verantwortlicher Be-

treiber einer gedeckten Sportanlage, eines Hallenbades, eines Fitness- oder Tanz-
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studios oder einer ähnlichen Einrichtung die in einem gemeinsamen Hygienerah-

menkonzept der für Sport und für Wirtschaft zuständigen Senatsverwaltungen fest-

gelegten Hygiene- und Infektionsschutzstandards nicht einhält, 

47. entgegen § 32 Absatz 1 als verantwortliche Betreiberin oder verantwortlicher Be-

treiber Frei- oder Strandbäder sowie Hallenbäder ohne Genehmigung des örtlich 

zuständigen Gesundheitsamtes öffnet oder die Einhaltung der Hygiene- und Ab-

standsregeln nicht gewährleistet, 

48. entgegen § 33 Absatz 1 Satz 1 den Wettkampfbetrieb ohne ein Nutzungs- und Hy-

gienekonzept des jeweiligen Sportfachverbandes durchführt, dessen Regeln nicht 

beachtet oder die Einhaltung der zulässigen Teilnehmendenzahl nicht gewährleis-

tet, 

49. entgegen § 33 Absatz 1 Satz 2 oder Absatz 3 sich am Wettkampfbetrieb im Freien 

beteiligt, ohne zu dem in § 6 Absatz 1 oder § 8 Absatz 5 in Verbindung mit Absatz 

2 Nummer 1 bis 4 genannten Personenkreis zu gehören, 

50. entgegen § 33 Absatz 1 Satz 2 oder Absatz 3 sich am Wettkampfbetrieb in Innen-

räumen beteiligt, ohne zu dem in § 9 Absatz 2 Nummer 1 und 2 genannten Perso-

nenkreis zu gehören und keine Ausnahme nach § 31 Absatz 4, § 32 Absatz 2 oder 

§ 11 Absatz 2 Satz 2 vorliegt; dasselbe gilt für die Teilnahme am Wettkampfbetrieb 

im Freien, der durch den Verantwortlichen gemäß § 33 Absatz 2 unter die 2G Be-

dingung gestellt wurde, 

51. entgegen § 34 Absatz 1 Satz 1 als verantwortliche Betreiberin oder verantwortlicher 

Betreiber eine Tanzlustbarkeit oder ein ähnliches Unternehmen abhält, 

52. entgegen § 34 Absatz 1 Satz 1 als Besucherin oder Besucher an einer Tanzlust-

barkeit teilnimmt, 

53. entgegen § 34 Absatz 2 Satz 1 als verantwortliche Betreiberin oder verantwortlicher 

Betreiber Saunen, Thermen oder ähnliche Einrichtungen ohne Einhaltung der 2G-

Bedingung für den Publikumsverkehr öffnet, 

54. entgegen § 34 Absatz 2 Satz 2 als verantwortliche Betreiberin oder verantwortlicher 

Betreiber für Saunen, Thermen oder ähnliche Einrichtungen die Vorgaben der Zu-

trittsteuerung gemäß § 3 nicht beachtet, 

55. entgegen § 34 Absatz 3 Satz 1 als Besucherin oder Besucher Vergnügungsstätten, 

Freizeitparks oder Betriebe für Freizeitaktivitäten sowie Spielhallen, Spielbanken, 

Wettvermittlungsstellen und ähnliche Betriebe aufsucht, ohne zu dem in § 9 Absatz 

2 Nummer 1 genannten Personenkreis zu gehören, 

56. entgegen § 34 Absatz 3 Satz 2 als Betreiberin oder Betreiber von Vergnügungs-

stätten, Freizeitparks oder Betrieben für Freizeitaktivitäten sowie Spielhallen, Spiel-

banken, Wettvermittlungsstellen und ähnliche Betriebe die Vorgaben der Zutritt-

steuerung gemäß § 3 nicht beachtet, 

57. entgegen § 35 Absatz 1 Satz 3 als Personal in Arztpraxen oder einer anderen Ge-

sundheitseinrichtung keine medizinische Gesichtsmaske trägt und keine Aus-

nahme nach Satz 5 oder § 2 Absatz 2 vorliegt, 
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58. entgegen § 35 Absatz 1 Satz 4 als Patientin oder Patient oder als deren oder des-

sen Begleitperson keine FFP2-Maske trägt und keine Ausnahme nach Satz 5 oder 

§ 2 Absatz 2 vorliegt.“ 

 
7. In § 41 Absatz 2 wird die Angabe „14. Januar“ durch die Angabe „22. Januar“ ersetzt. 
 
8. Die Überschrift der Anlage wird wie folgt gefasst: 
 
„Anlage 1  
(zu § 2 Absatz 1 Satz 4 und 5)“ 
 
9. Folgende Anlage 2 wird angefügt: 
 
„Anlage 2 
(zu § 10a Satz 1)  
 
Der Aufenthalt und die Verwendung von Feuerwerk und anderen pyrotechnischen Ge-
genständen ist untersagt 
 
1. im Bereich Alte Frankfurter Allee/Siegfriedstraße/Bahnhof Lichtenberg, begrenzt 

durch 
- Siegfriedstraße 212, 
- die Kreuzung Frankfurter Allee/Gudrunstraße 
- Frankfurter Allee 233, 
 
2. im Bereich Altstadt Köpenick, begrenzt durch 
- Lange Brücke, 
- Dammbrücke, 
- Katzengrabensteg  
- Amtsstraße, 
- Müggelheimer Straße, 

 
3. im Bereich Altstadt Spandau, begrenzt durch 
- Am Juliusturm, 
- die Havel, 
- Stabholzgarten, 
- Altstädter Ring, 
 
4. im Bereich Annemirl-Bauer-Platz, begrenzt durch  
- die Kreuzung Sonntagstraße/Lenbachstraße 
- die Kreuzung Neue Bahnhofstraße/Simplonstraße 
- den S- und Regionalbahnbahnhof Ostkreuz, 
- die Kreuzung Lehnbachstraße/Revaler Straße, 
- die Kreuzung Lehnbachstraße/Simplonstraße, 
 
5. im Bereich Bahnhofstraße/S-Bahnhof Köpenick, begrenzt durch 
- die Kreuzung Mahlsdorfer Straße/ Am Bahndamm 
- Borgmannstraße, 
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- Puchanstraße, 
- die Kreuzung Bahnhofstraße/ Annenallee, 
- Hämmerlingstraße, 
 
6. im Bereich Brandenburger Tor/ Tiergarten, begrenzt durch 
- Scheidemannstraße, 
- Ebertstraße, 
- Lennéstraße, 
- Tiergartenstraße, 
- Hofjägerallee, 
- Großer Stern, 
- Spreeweg, 
- John-Foster-Dulles-Allee, 
In dem in Nummer 6 genannten Bereich stellt der Aufenthalt durch die jeweils zuge-
lassenen Mitwirkenden, Teilnehmenden und Gäste der Veranstaltung „Celebrate at the 
Gate - Silvester am Brandenburger Tor (Berlin Welcome 2022)“ auf dem Veranstal-
tungsgelände einen Fall besonderen Bedarfs im Sinne von § 10a Satz 4 dar. 
 
7. im Bereich Breitscheidplatz, begrenzt durch  
- Budapester Straße, 
- Europa-Center 
- Tauentzienstraße, 
- Kurfürstendamm, 
- Geschäftsgebäude Kurfürstendamm 11, 
- Kantstraße, 
 
8. im Bereich Drachenfliegerberg (Kleiner Teufelsberg), begrenzt durch 
- die Kreuzung Tannenbergallee/Heerstraße 
- Teufelsseechaussee 
- den Grunewald, 
 
9. im Bereich Falkenhagener Feld, begrenzt durch 
- Radelandstraße, 
- Hohenzollernring, 
- die Bahntrasse der Deutschen Bahn AG, 
- Wolfshorst, 
- Reckeweg, 
- die Landesgrenze Berlin/Brandenburg, 

 
10. im Bereich Frankfurter Tor, begrenzt durch 
- Petersburger Straße 2/4, 
- Frankfurter Allee 1/2, 
- Warschauer Straße 7/8, 
- Karl-Marx-Allee 140/143, 

 
11. im Bereich Gesundbrunnen, begrenzt durch 
- Badstraße 6, 
- die Kreuzung Badstraße/ Brunnenstraße, 
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- Behmstraße 28, 
- Swinemünder Brücke, 
- Hanne-Sobeck-Platz, 
- Brunnenstraße105, 
 
12. im Bereich Heerstraße Nord, begrenzt durch 
- Cosmarweg, 
- Maulbeerallee, 
- Blasewitzer Ring, 
- Kleingartenanlage Hasenheide, 
- Meydenbauerweg, 
- Meesterweg, 
- Feldgebiet Aufstall, 

 
13. im Bereich Hermannplatz, begrenzt durch 
- die Kreuzung Urbanstraße/Sonnenallee, 
- die Kreuzung Hasenheide/Karl-Marx-Straße, 
 
14. im Bereich Hermannstraße, begrenzt durch 
- die Kreuzung Hermannstraße/ Allerstraße, 
- die Kreuzung Hermannstraße/Siegfriedstraße, 

 
15. im Bereich Huttenkiez, begrenzt durch 
- Rostocker Straße 13/41, 
- Beusselstraße 27/61 bis 12/78, 
- Turmstraße 58/63, 
- die Kreuzung Huttenstraße/ Rostocker Straße, 

 
16. im Bereich Johannisthaler Chaussee/Fritz-Erler-Allee (Gropiusstadt), begrenzt 

durch 
- Fritz-Erler-Allee 50/53, 
- die Kreuzung Fritz-Erler-Allee/Lipschitzallee, 
- die Kreuzung Lipschitzallee/Kölner Damm 
- die Kreuzung Kölner Damm/Johannisthaler Chaussee, 
- Johannisthaler Chaussee 263, 

 
 
17. im Bereich Karl-Marx-Straße, begrenzt durch 
- Hermannplatz, 
- U-Bahnhof Neukölln, 
 
18. im Bereich KottbusserTor/ Kottbusser Damm, begrenzt durch 
- die Kreuzung Kottbusser Tor/Adalbertstraße, 
- die Kreuzung Kottbusser Tor/Skalitzer Straße, 
- die Kreuzung Kottbusser Tor/Reichenberger Straße, 
- die Kreuzung Kottbusser Damm/Hermannplatz/Urbanstraße/Sonnenallee, 
- Hohenstaufenplatz, 
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19. im Bereich Leopoldplatz, begrenzt durch 
- Maxstraße, 
- Schulstraße, 
- Müllerstraße, 
- Nazarethkirchstraße, 
 
20. im Bereich Lichtenberger Brücke, begrenzt durch 
- Frankfurter Allee 248/gegenüber bis 263/266, 

 
21. im Bereich Märkisches Viertel, begrenzt durch 
- Calauer Straße, 
- die Kreuzung Calauer Straße/Senftenberger Ring, 
- Senftenberger Ring, 
- Uhlandstraße, 
- Wilhelmsruher Damm, 
- die Kreuzung Wilhelmsruher Damm/Finsterwalder Straße, 
- Finsterwalder Straße, 
- die Kreuzung Finsterwalder Straße/Calauer Straße, 
 
22. im Bereich Mauerpark, begrenzt durch 
- Gleimstraße, 
- Gleimtunnel, 
- Am Falkplatz, 
- Friedrich-Ludwig-Jahn-Sportpark, 
- Eberswalder Straße, 
- Wolliner Straße 
- Graunstraße, 
 
23. im Bereich Mehrower Allee (Marzahn Nord), begrenzt durch 
- die Kreuzung Mehrower Allee/Blumberger Damm, 
- die Kreuzung Mehrower Allee/Märkische Allee, 

 
24. im Bereich Modersohnbrücke, begrenzt durch 
- die Kreuzung Modersohnstraße/Revaler Straße, 
- Modersohnstraße 33/34, 
 
25. im Bereich Monbijoupark/James-Simon-Park, begrenzt durch 
- Oranienburger Straße, 
- Kleine Präsidentenstraße, 
- die Spree, 
- Monbijoustraße, 
 
26. im Bereich Oranienplatz/Oranienstraße, begrenzt durch 
- die Kreuzung Moritzplatz/Prinzenstraße, 
- die Kreuzungen Oranienstraße/Dresdener Straße, 
- die Kreuzung Oranienplatz/Legiendamm, 
- die Kreuzung Oranienplatz/Leuschnerdamm, 
- die Kreuzung Oranienplatz/Naunynstraße, 
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- die Kreuzung Oranienstraße/Skalitzer Straße, 
- die Kreuzung Oranienplatz/Erkelenzdamm, 
- die Kreuzung Oranienplatz/Segitzdamm, 

 
27. im Bereich Potsdamer Platz, begrenzt durch 
- die Kreuzung Ebertstraße/Voßstraße, 
- die Kreuzung Bellevuestraße/Auguste-Hauschner-Straße, 
- die Kreuzung Leipziger Straße/Leipziger Platz, 
- die Kreuzung Ebertstraße/Alte Potsdamer Straße, 
- die Kreuzung Potsdamer Straße/Varian-Fry-Straße, 
 
28. im Bereich Potsdamer Straße/Kurfürstenstraße, begrenzt durch 
- Potsdamer Straße 105/116 bis 117/130, 
- Kurfürstenstraße 26/155 bis 33/149, 
 
29. im Bereich Potsdamer Straße/Lützowstraße, begrenzt durch 
- Potsdamer Straße 65/80 bis 79/92, 
- Lützowstraße 20/95 bis 25/88, 
 
30. im Bereich Potsdamer Straße/Pohlstraße, begrenzt durch 
- Potsdamer Straße 93/102 bis 105/116, 
- Pohlstraße 46/53 bis 62/75, 

 
31. im Bereich RAW-Gelände, begrenzt durch 
- Revaler Straße, 
- Modersohnstraße, 
- Bahngelände der Deutschen Bahn AG, 
- Warschauer Straße, 
 
32. im Bereich Reinickendorfer Straße 84 (Maxhöfe), begrenzt durch 
- Reinickendorfer Straße 79 bis 87, 
- den öffentlich zugänglichen Hof der Häuser Reinickendorfer Straße 82 bis 87, 
 
33. im Bereich Roederplatz, begrenzt durch 
- Weißenseer Weg, 
- Herzbergstraße, 
- Möllendorffstraße, 
- Paul-Junius-Straße,  
 
34. im Bereich Rosenthaler Platz, begrenzt durch 
- Weinbergsweg 2/27, 
- Torstraße 118/119 bis 131/132, 
- Rosenthaler Straße 1/72A bis 2/196, 
 
35. im Bereich der Skateranlage Falkenberger Chaussee/Vincent-van-Gogh-Straße, 
begrenzt durch 
- Falkenberger Chaussee, 
- Vincent-van-Gogh-Straße, 



 

 

14 

 

- Warnitzer Straße,  
 
36. im Bereich Simon-Dach-Kiez, begrenzt durch 
- Grünberger Straße, 
- die Kreuzung Modersohnstraße/Gärtnerstraße, 
- Revaler Straße, 
- Warschauer Straße, 

 
37. im Bereich Sonnenallee, begrenzt durch 
- Hermannplatz, 
- Treptower Straße, 
 
38. im Bereich Spandauer Neustadt, begrenzt durch 
- Hohenzollernring, 
- Falkenseer Damm, 
- die Havel, 
 
39. im Bereich Sparrplatz, begrenzt durch 
- Sprengelstraße, 
- Sparrstraße, 
- Lynarstraße, 

 
40. im Bereich Thermometersiedlung, begrenzt durch 
- Celsiusstraße, 
- die Kreuzung Celsiusstraße/Fahrenheitstraße, 
- die Kreuzungen Réaumurstraße/Celsiusstraße, 
- die Kleingartenanlage Celsiusstraße, 
 
41. im Bereich Traveplatz, begrenzt durch 
- Travestraße, 
- Jessnerstraße, 
- Oderstraße, 
- Weichselstraße, 
 
42. im Bereich Treptower Park, begrenzt durch 
- die Spree, 
- die Kreuzung Alt-Treptow/Bulgarische Straße, 
- Bulgarische Straße, 
- Am Treptower Park, 
- Elsenstraße, 
 
43. im Bereich U-Bahnhof Eberswalder Straße, begrenzt durch 
- die Einmündung Schönhauser Allee/Topsstraße, 
- Pappelallee 5A/88, 
- die Kreuzung Danziger Straße/Knaackstraße/Lychener Straße, 
- die Einmündung Schönhauser Allee/Kastanienallee, 
- Kastanienallee 9/100, 
- Eberswalder Straße 19/31, 
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44. im Bereich U-Bahnhof Nauener Platz, begrenzt durch 
- die Kreuzung Reinickendorfer Straße/Liebenwalder Straße, 
- Schulstraße 40/103 bis 41/ gegenüber, 
- Reinickendorfer Straße 52/74, 
 
45. im Bereich U-Bahnhof Seestraße, begrenzt durch 
- Müllerstraße 135/gegenüber bis 40B/138, 
- Seestraße 43/95 bis 46/93A, 
 
46. im Bereich Volkspark am Weinbergsweg, begrenzt durch 
- Veteranenstraße, 
- Brunnenstraße, 
- Weinbergsweg, 
- Fehrbelliner Straße, 

 
47. im Bereich Warschauer Brücke, begrenzt durch 
- die Einmündung Helsingsforser Straße/Warschauer Straße, 
- den U-Bahnhof Warschauer Straße, 

 
48. im Bereich Warschauer Straße, begrenzt durch 
- die Einmündung Helsingsforser Straße/Warschauer Straße, 
- die Kreuzung Warschauer Straße/Revaler Straße, 
- den U-Bahnhof Frankfurter Tor, 
 
49. im Bereich Wasserstadtbrücken, begrenzt durch 
- Rauchstraße,  
- Daumstraße, 
- Pohleseestraße, 
- Hugo-Cassirer-Straße, 
 
50. im Bereich Weitlingstraße, begrenzt durch 
- Frankfurter Allee, 
- Lückstraße, 
 
51. im Bereich Werner-Düttmann-Siedlung, begrenzt durch 
- Urbanstraße, 
- Jahnstraße, 
- Hasenheide, 
- Graefestraße, 
 
52. im Bereich Wismarplatz, begrenzt durch 
- Weserstraße, 
- Gryphiusstraße, 
- die Kreuzung Wismarplatz/Boxhagener Straße, 
- die Kreuzung Wismarplatz/Grünberger Straße, 

 
53. im Bereich Wrangelkiez/Görlitzer Park, begrenzt durch 
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- Skalitzer Straße, 
- May-Ayim-Ufer, 
- Am Oberbaum, 
- Schlesische Straße,  
- Vor dem Schlesischen Tor, 
- Cuvrystraße, 
- Görlitzer Ufer, 
- Görlitzer Straße, 
- Wiener Straße. 

 
Die begrenzenden öffentlichen Straßen, Plätze und Grünflächen sind vom Verbot der 
Ansammlung und der Verwendung von Feuerwerk und anderen pyrotechnischen Ge-
genständen ausdrücklich mitumfasst.“ 

 

Artikel 2 
Inkrafttreten 

 
Diese Verordnung tritt am 28. Dezember 2021 in Kraft.  
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A. Begründung:  

a) Allgemeines: 
 

Das Coronavirus SARS-CoV-2 stellt die gesamte Gesellschaft und das Gesundheits-

system weiterhin vor enorme Herausforderungen. Es besteht welt-, deutschland- und 

berlinweit eine sehr dynamische und ernstzunehmende Gefährdungslage. Die Aus-

breitung des Virus und die dadurch hervorgerufene Erkrankung COVID-19 wird wei-

terhin als Pandemie eingestuft. Besonders ältere Menschen und solche mit vorbeste-

henden Grunderkrankungen sind von schweren Krankheitsverläufen betroffen und 

können an COVID-19 sterben. Da derzeit keine spezifische Therapie zur Verfügung 

steht und die Durchimpfungsrate in der Bevölkerung stagniert, müssen alle erforderli-

chen Maßnahmen ergriffen werden, um die weitere Ausbreitung des Virus zu verzö-

gern. Ziel ist es, durch eine weitgehende Eindämmung der Virusausbreitung eine Ver-

langsamung des Infektionsgeschehens zu erreichen, um Zeit für Fortschritte bei den 

Impfungen zu gewinnen und die Belastung für das Gesundheitswesen insgesamt zu 

reduzieren. Belastungsspitzen sollen vermieden und die bestmögliche medizinische 

Versorgung für die gesamte Bevölkerung sichergestellt werden. 

Nach dem derzeitigen Erkenntnisstand von Wissenschaft und Forschung ist davon 

auszugehen, dass der Hauptübertragungsweg von SARS-CoV-2 in der Bevölkerung 

durch eine Infektion über Tröpfchen oder Aerosole erfolgt. Übertragungen kommen im 

privaten und beruflichen Umfeld, aber auch bei Veranstaltungen und Ansammlungen 

von Menschen vor. Besonders bei Letzteren kann es zu einer Vielzahl von Übertra-

gungen von SARS-CoV-2 (sog. „Superspreading“) kommen. 

Aufgrund von §§ 28 Absatz 1, 28a Absatz 7 Infektionsschutzgesetz sind die notwendi-

gen Schutzmaßnahmen zu treffen, soweit und solange es zur Verhinderung der Virus-

ausbreitung erforderlich ist. Dies gilt auch bei Festsetzung von Maßnahmen durch 

Rechtsverordnung gemäß § 32 Infektionsschutzgesetz. Die Schutzmaßnahmen müs-

sen angemessen gestaltet sein. Dabei sind die unterschiedlichen Gewährleistungsge-

halte und Verhältnismäßigkeitsanforderungen der jeweils betroffenen Grundrechte zu 

beachten, insbesondere, wenn diese in ihrem Kerngehalt berührt oder vorbehaltlos 

gewährleistet sind.  

Das Robert Koch-Institut (RKI) schätzt die Gefährdung für die Gesundheit der Bevöl-

kerung in Deutschland insgesamt weiterhin als hoch ein. In den letzten Wochen ist es 

weiter zu einem starken kontinuierlichen Anstieg der Sieben-Tage-Inzidenz in 

Deutschland wie in Berlin auf neue Tageshöchstzahlen seit Beginn der Pandemie ge-

kommen. Es ist weiterhin mit einem Anstieg der COVID-19-Fälle in Deutschland zu 

rechnen. 



 

 

18 

 

Laut RKI hat sich die VOC Delta in Deutschland seit Ende Juni 2021 gegenüber den 

anderen Varianten durchgesetzt. Medizinische Erkenntnisse deuten auf eine höhere 

Übertragbarkeit der VOC Delta im Vergleich zur VOC Alpha hin. Des Weiteren könnten 

Infektionen mit der Delta-Variante zu schwereren Krankheitsverläufen führen. 

Weiter gibt es Hinweise darauf, dass Impfungen etwas besser vor einer Infektion mit 

der VOC Alpha als einer mit der VOC Delta schützen, aber auch bei Infektionen mit 

VOC Delta nach vollständiger Impfung ein hoher Schutz gegen Erkrankungen und 

schwere Verläufe besteht. 

Das Europäische Zentrum für die Prävention und die Kontrolle von Krankheiten (Euro-

pean Centre for Disease Prevention and Control – ECDC) schätzt das Risiko, das mit 

der weiteren Verbreitung der VOC Delta einhergeht, für die Allgemeinbevölkerung als 

„hoch“ bis „sehr hoch“ für einmal geimpfte oder nicht geimpfte Personen und für vul-

nerable Personen ohne vollen Impfschutz als „sehr hoch“ ein und warnt vor einer mit 

einer verstärkten Ausbreitung einhergehenden Erhöhung der Hospitalisierungs- und 

Sterberaten in allen Altersgruppen.  

Es ist daher von entscheidender Bedeutung, die Übertragung und Ausbreitung von 

SARS-CoV-2 weiterhin so gering wie möglich zu halten und Ausbrüche zu verhindern, 

um Belastungsspitzen im Gesundheitswesen zu vermeiden. Ferner kann hierdurch 

mehr Zeit für die weitere Produktion und Verteilung von Impfstoffen, die Durchführung 

von Impfungen sowie die Entwicklung von antiviralen Medikamenten gewonnen wer-

den.  

In der frühen Phase der bundesweiten Impfkampagne sind prioritär besonders vul-

nerable Bevölkerungsgruppen geimpft worden. Allerdings sind in der Folge mehr Fälle 

jüngerer Patienten mit schweren Verläufen auf die Intensivstationen aufgenommen 

worden, die zudem eine deutlich längere durchschnittliche Verweildauer auf der Inten-

sivstation aufweisen als hochbetagte Patienten. Hinzu kommt bei hochbetagten und 

vulnerablen Gruppen, die entsprechend mehrheitlich zeitlich früher geimpft wurden, 

das zwischenzeitliche Erfordernis einer ergänzenden Booster-Impfung zur Aufrechter-

haltung der weitgehenden Wirkung des Impfschutzes. Hierdurch und durch das Auf-

treten der dominierenden VOC Delta ist damit zu rechnen, dass die Belastung für die 

Intensivstationen, trotz der bisherigen Erfolge bei der Impfkampagne insgesamt noch 

größer wird. Insofern ist auch weiterhin damit zu rechnen, dass bei weiter stark stei-

genden Neuinfektionszahlen eine Überlastung des Gesundheitswesens einzutreten 

droht. Dies könnte den Anteil der vermeidbaren Todesfälle weiter erhöhen. 

Außerdem ist die Eindämmung des Infektionsgeschehens durch Maßnahmen der 

Nachverfolgung von Kontaktpersonen ab einer Sieben-Tage-Inzidenz von 100 vielfach 

nicht mehr möglich. Dies gilt insbesondere vor dem Hintergrund der eingetretenen Do-

minanz der VOC Delta. Hierdurch vergrößert sich auch die Wahrscheinlichkeit, dass 
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durch eine infizierte Person nun potentiell mehr weitere Menschen infiziert werden als 

durch die bisher vorherrschenden Virusvarianten und somit auch mehr Kontaktperso-

nen – als potentiell ansteckungsverdächtige Menschen – nachverfolgt werden müss-

ten. 

Ein weiterer wichtiger Grund für die möglichst enge Begrenzung des Infektionsgesche-

hens besteht darin, während der weiterhin intensiv laufenden Impfkampagne das Auf-

treten sogenannter escape-Virusvarianten zu vermeiden. Trifft eine hohe Zahl neu ge-

impfter Personen mit noch unvollständiger Immunität auf eine hohe Zahl von Infizier-

ten, begünstigt das die Entstehung von Virusvarianten, gegen welche die Impfstoffe 

eine geringere Wirksamkeit aufweisen. Eine gänzlich ausbleibende Wirksamkeit der 

Impfstoffe ist zwar unwahrscheinlich, jedoch erschwert schon eine geringere Wirksam-

keit die Ausbildung einer Herdenimmunität in der Bevölkerung und erfordert eine noch 

höhere Impfbereitschaft in der Gesamtbevölkerung. Die Impfstoffe können zwar grund-

sätzlich auf solche Virusvarianten angepasst werden; dies erfordert jedoch einen 

mehrmonatigen Vorlauf und dann eventuell eine Nachimpfung der Bevölkerung. Somit 

ist es erforderlich, die Infektionszahlen niedrig zu halten, um die Wahrscheinlichkeit 

einer Verschärfung und Verlängerung der Epidemie durch Virusvarianten zu senken. 

Mit dem Anstieg der Durchimpfungsrate, einschließlich der vorzunehmenden Booster-

Impfungen, steht zu erwarten, dass perspektivisch die Neuinfektionszahlen weiter 

niedrig bleiben. Damit besteht mehr und mehr wieder die Möglichkeit, dieser sich ver-

ändernden Gefahrenlage zu begegnen und verhängte Maßnahmen zurückzunehmen. 

Dies muss behutsam und stufenwiese geschehen, um die erreichten und erreichbaren 

Erfolge bei der Pandemiebekämpfung nicht zu gefährden. 

Mit Inkrafttreten des Berliner COVID-19-Parlamentsbeteiligungsgesetzes vom 1. Feb-

ruar 2021 (GVBl. S. 102) trat neben die Verordnungsermächtigung aus § 32 Satz 1 

des Infektionsschutzgesetzes die Verordnungsermächtigung nach § 2 Satz 1 des Ber-

liner COVID-19-Parlamentsbeteiligungsgesetzes. Der Landesgesetzgeber hat von sei-

ner verordnungsersetzenden Gesetzgebungskompetenz nach Artikel 80 Absatz 4 des 

Grundgesetzes nur in Teilen Gebrauch gemacht, indem er strengere Fristenregelun-

gen und eigene Regelungen zur Verhältnismäßigkeit zu treffender Maßnahmen formu-

liert hat. Auf diese Vorgaben bezieht sich die Verordnungsermächtigung in § 2 Satz 1 

des Berliner COVID-19-Parlamentsbeteiligungsgesetzes. Die Verordnungsermächti-

gung des § 32 Satz 1 des Infektionsschutzgesetzes stellt hingegen in Verbindung mit 

§§ 28 und 28a des Infektionsschutzgesetzes detaillierte Grenzen für die danach von 

den Landesregierungen zu treffenden Maßnahmen zur Bekämpfung der SARS-CoV-

2 Pandemie auf, auf die auch § 2 Satz 1 und § 1 Absatz 1 des Berliner COVID-19-

Parlamentsbeteiligungsgesetzes verweisen. Hinsichtlich dieser Vorgaben stützt sich 

der Senat auf § 32 Satz 1 und 2 in Verbindung mit § 28 Absatz 1 und § 28a Absatz 7 

des Infektionsschutzgesetzes. 
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Der Bundesgesetzgeber hat zwischenzeitlich nochmals den Handlungsrahmen der 

Bundesländer im Rahmen einer weiteren Änderung des Infektionsschutzgesetzes er-

weitert, die Regelungen zu der 3G-Bedingung am Arbeitsplatz modifiziert und zugleich 

durch die Änderungen in § 4 der COVID-19-Schutzmaßnahmen-

Ausnahmenverordnung den Bundesländern die Möglichkeit eröffnet, kontaktbeschrän-

kende Maßnahmen auch gegenüber geimpften und genesenen Personen zu treffen. 

Die 1. Änderungsverordnung zur 4. SARS-CoV-2-

Infektionsschutzmaßnahmenverordnung reagiert auf die weiterhin hohen Infektions-

zahlen vorrangig ungeimpfter Personen und das zunehmende Aufkommen weiterer 

Fälle der Omikron-Variante u.a. mit Kontaktbeschränkungsregelungen.  

Hintergrund für die getroffenen Regelungen bildet der Beschluss der Regierungsche-

finnen und Chefs von Bund und Ländern vom 21.12.2021. Hiernach sind insbesondere 

über den Jahreswechsel weitere, strengere Maßnahmen zur Beschränkung zwischen-

menschlicher Kontakte zu treffen. Ferner hat das Abgeordnetenhaus von Berlin am 

21.12.2021 die Anwendbarkeit der Absätze 1 bis 6 des § 28a des Infektionsschutzge-

setzes festgestellt, so dass nunmehr auch die dort genannten Schutzmaßnahmen ge-

troffen werden können. 
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b) Einzelbegründungen:  

1. Zu Artikel 1 

 

a) Zu Nummer 1 

Die Inhaltsübersicht wird entsprechend der späteren Einfügung des neuen § 10a 

angepasst. 

b) Zu Nummer 2 

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung aufgrund des Anfügens einer 

neuen Anlage 

c) Zu Nummer 3 

Der Normtext enthält ebenso wie im vergangenen Jahr auch ein Aufenthaltsverbot 

an den ausgewiesenen Orten. Der MPK-Beschluss sieht ein Ansammlungsverbot 

in Nr. 9 ausdrücklich vor, aus fachlicher Sicht ist darüber hinaus ein Aufenthalts-

verbot erforderlich, um das Feuerwerksverbot umsetzen zu können. Personen, die 

sich an den ausgewiesenen Orten aufhalten, könnten jederzeit innerhalb weniger 

Sekunden Feuerwerkskörper aus der Tasche ziehen und anzünden. Für ein prä-

ventives Einschreiten durch Polizeidienstkräfte ist es dann bereits zu spät. Satz 2 

übernimmt die im vergangenen Jahr in der gesonderten Ausweisung durch Se-

nInnDS geregelten Ausnahmen bezüglich professionellen Feuerwerks. Diese Aus-

nahmen sollen insbesondere die auch für dieses Jahr wieder geplanten Silvester-

feierlichkeiten in kleinerem Rahmen mit Feuerwerk am Brandenburger Tor ermög-

lichen. 

 

d) Zu Nummer 4 

Der MPK-Beschluss sieht in Nr. 11 eine Einschränkung von Großveranstaltungen 

vor. Diese Einschränkung wird derart realisiert, dass die in Abs. 5 enthaltene Mög-

lichkeit der Erhöhung der grundsätzlichen Personenobergrenzen beschränkt und 

weiteren Schutzmaßnahmen unterworfen wird. Es sind damit nur noch Veranstal-

tungen in einer Größenordnung möglich, die nicht die Grenze zur Großveranstal-

tung überschreitet. 

 

In den Nrn. 5 und 6 des MPK-Beschlusses werden umfassende Kontaktbeschrän-

kungen im privaten Bereich, insbesondere für Ungeimpfte aber auch für Geimpfte 

vorgesehen. Die bisherige Privilegierung bestimmter Arten von Veranstaltungen 
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wird damit genauso aufgegeben wie die Unterscheidung zwischen Zusammen-

künften im Freien und in geschlossenen Räumen. 

 

 

e) Zu Nummer 5  

Nach Nr. 10 des MPK-Beschlusses sollen Clubs und Diskotheken geschlossen 

und Tanzveranstaltungen verboten werden. Aufgrund der besonderen Umstände 

bei solchen Gelegenheiten ist es angezeigt nicht zwischen Tanzveranstaltungen 

in Innenräumen und im Freien zu unterscheiden. 

f) Zu Nummer 6 

Der Katalog der Ordnungswidrigkeiten wird entsprechend der Änderungen am 

Normtext angepasst. 

 

g) Zu Nummer 7 

Die Laufzeit der Verordnung wird bis zum 22.Januar 2021 verlängert. 

 

h) Zu Nummern 8 und 9 

Die neu angefügte Anlage benennt die nach § 10a vom Aufenthalts- und Feuer-

werksverbot umfassten Orte. 

 

10. Zu Artikel 2 

Artikel 2 regelt das Inkrafttreten der Verordnung. 
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Berlin, den 23. Dezember 2021  

Der Senat von Berlin 

 

 

 

 

Franziska Giffey               Ulrike Gote 

Regierende Bürgermeisterin Senatorin für Wissenschaft, 

Gesundheit, Pflege und 

Gleichstellung 
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Anlage zur Vorlage an  
das Abgeordnetenhaus 

I. Gegenüberstellung der Verordnungstexte 

Alte Fassung 

 

Neue Fassung 

Vierte SARS-CoV-2-
Infektionsschutzmaßnahmenverord-

nung  

Vom 14. Dezember 2021 

 

Vierte SARS-CoV-2-
Infektionsschutzmaßnahmenverord-

nung  

Vom 14. Dezember 2021 

in der Fassung der 

Ersten Verordnung zur Änderung der 
Vierten SARS-CoV-2-

Infektionsschutzmaßnahmenverord-
nung 

Vom 23. Dezember 2021 

Inhaltsübersicht 

 

Präambel 

 

1. Teil Grundsätzliche Pflichten, Schutz- 

und Hygieneregeln 

§ 1 Grundlegende Hygienemaßnahmen 

in der Pandemie 

§ 2 Medizinische Gesichtsmaske und 

FFP2-Maske 

§ 3 Zutrittssteuerung 

§ 4 Anwesenheitsdokumentation 

§ 5 Schutz- und Hygienekonzept 

§ 6 Nachweiserfordernisse eines negati-

ven Tests 

§ 7 Regelungen zur Absonderung 

§ 8 3G-Bedingung 

§ 9 2G-Bedingung 

 

Inhaltsübersicht 

 

Präambel 

 

1. Teil Grundsätzliche Pflichten, Schutz- 

und Hygieneregeln 

§ 1 Grundlegende Hygienemaßnahmen 

in der Pandemie 

§ 2 Medizinische Gesichtsmaske und 

FFP2-Maske 

§ 3 Zutrittssteuerung 

§ 4 Anwesenheitsdokumentation 

§ 5 Schutz- und Hygienekonzept 

§ 6 Nachweiserfordernisse eines negati-

ven Tests 

§ 7 Regelungen zur Absonderung 

§ 8 3G-Bedingung 

§ 9 2G-Bedingung 

 



 

 

25 

 

2. Teil Weitere Hygiene- und Schutzre-

geln für besondere Bereiche 

 

Abschnitt 1 Gesellschaftliches Leben 

§ 10 Zugang zu Dienstgebäuden und 

Verhalten im öffentlichen Raum  

 

 

§ 11 Veranstaltungen 

§ 12 Besondere Veranstaltungen 

§ 13 Parteiversammlungen 

§ 14 Versammlungen 

 

Abschnitt 2 Wirtschaftsleben  

§ 15 Maskenpflicht 

§ 16 Einzelhandel, Märkte 

§ 17 Dienstleistungen 

§ 18 Gastronomie 

§ 19 Touristische Angebote, Beherber-

gung 

 

Abschnitt 3 Arbeitsleben 

§ 20 Maskenpflicht in Büro- und Verwal-

tungsgebäuden 

§ 21 Testpflicht für Selbstständige  

§ 22 Übertragung von Kontrollaufgaben  

§ 23 Sitzungen der Beschäftigtenvertre-

tungen; Betriebs- und Personalver-

sammlungen 

 

 

 

2. Teil Weitere Hygiene- und Schutzre-

geln für besondere Bereiche 

 

Abschnitt 1 Gesellschaftliches Leben 

§ 10 Zugang zu Dienstgebäuden und 

Verhalten im öffentlichen Raum 

§ 10a Verwendung von Feuerwerk; Auf-

enthalt an belebten Orten 

§ 11 Veranstaltungen 

§ 12 Besondere Veranstaltungen 

§ 13 Parteiversammlungen 

§ 14 Versammlungen 

 

Abschnitt 2 Wirtschaftsleben  

§ 15 Maskenpflicht 

§ 16 Einzelhandel, Märkte 

§ 17 Dienstleistungen 

§ 18 Gastronomie 

§ 19 Touristische Angebote, Beherber-

gung 

 

Abschnitt 3 Arbeitsleben 

§ 20 Maskenpflicht in Büro- und Verwal-

tungsgebäuden 

§ 21 Testpflicht für Selbstständige  

§ 22 Übertragung von Kontrollaufgaben  

§ 23 Sitzungen der Beschäftigtenvertre-

tungen; Betriebs- und Personalver-

sammlungen 
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Abschnitt 4 Bildung 

 

§ 24 Kindertagesförderung 

§ 25 Schulen 

§ 26 Hochschulen 

§ 27 Weitere Bildungseinrichtungen 

§ 28 Berufliche Bildung 

 

Abschnitt 5 Kultur 

§ 29 Kulturelle Einrichtungen 

 

Abschnitt 6 Sport und Freizeit 

§ 30 Allgemeine Sportausübung 

§ 31 Gedeckte Sportanlagen, Fitness-, 

Tanzstudios und ähnliche Einrichtungen 

§ 32 Schwimmbäder 

§ 33 Wettkampfbetrieb 

§ 34 Freizeiteinrichtungen 

 

Abschnitt 7 Gesundheit, Pflege und So-

ziales 

§ 35 Gesundheitseinrichtungen, Kran-

kenhäuser 

§ 36 Pflege 

§ 37 Eingliederungshilfe, Sozialhilfe, 

Wohnungslosenhilfe 

 

3. Teil Verordnungsermächtigung; Über-

gangs- und Schlussvorschriften 

 

§ 38 Verordnungsermächtigung 

Abschnitt 4 Bildung 

 

§ 24 Kindertagesförderung 

§ 25 Schulen 

§ 26 Hochschulen 

§ 27 Weitere Bildungseinrichtungen 

§ 28 Berufliche Bildung 

 

Abschnitt 5 Kultur 

§ 29 Kulturelle Einrichtungen 

 

Abschnitt 6 Sport und Freizeit 

§ 30 Allgemeine Sportausübung 

§ 31 Gedeckte Sportanlagen, Fitness-, 

Tanzstudios und ähnliche Einrichtungen 

§ 32 Schwimmbäder 

§ 33 Wettkampfbetrieb 

§ 34 Freizeiteinrichtungen 

 

Abschnitt 7 Gesundheit, Pflege und So-

ziales 

§ 35 Gesundheitseinrichtungen, Kran-

kenhäuser 

§ 36 Pflege 

§ 37 Eingliederungshilfe, Sozialhilfe, 

Wohnungslosenhilfe 

 

3. Teil Verordnungsermächtigung; Über-

gangs- und Schlussvorschriften 

 

§ 38 Verordnungsermächtigung 
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§ 39 Einschränkung von Grundrechten 

§ 40 Ordnungswidrigkeiten 

§ 41 Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

 

§ 39 Einschränkung von Grundrechten 

§ 40 Ordnungswidrigkeiten 

§ 41 Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

 

§ 2 

Medizinische Gesichtsmaske und 

FFP2-Maske 

(1) Sofern in dieser Verordnung eine 

Maskenpflicht vorgeschrieben ist, ist eine 

medizinische Gesichtsmaske zu tragen, 

soweit nichts Abweichendes geregelt ist. 

Die Pflicht zum Tragen einer Maske be-

steht nicht, soweit sich Personen an ei-

nem ihnen zugewiesenen festen Platz 

aufhalten und in geschlossenen Räumen 

eine ausreichende maschinelle Belüf-

tung sichergestellt ist. Eine Maske ist 

derart zu tragen, dass Mund und Nase 

enganliegend bedeckt werden und eine 

Ausbreitung von Tröpfchen und Aeroso-

len durch Atmen, Husten, Niesen oder 

Sprechen vermindert wird. Eine medizini-

sche Gesichtsmaske im Sinne dieser 

Verordnung ist eine aus speziellen Mate-

rialien hergestellte Schutzmaske, die den 

in der Anlage genannten Anforderungen 

entspricht und über kein Ausatemventil 

verfügen darf. Eine FFP2-Maske im 

Sinne dieser Verordnung ist eine aus 

speziellen Materialien hergestellte 

Schutzmaske, die den in der Anlage ge-

nannten Anforderungen entspricht und 

über kein Ausatemventil verfügen darf. 

Sofern in dieser Verordnung vorge-

schrieben ist, eine medizinische Ge-

sichtsmaske zu tragen, kann auch eine 

FFP2-Maske getragen werden. In einem 

bereichsspezifischen Hygienerahmen-

konzept nach § 5 Absatz 2 oder in einer 

§ 2 

Medizinische Gesichtsmaske und 

FFP2-Maske 

(1) Sofern in dieser Verordnung eine 

Maskenpflicht vorgeschrieben ist, ist eine 

medizinische Gesichtsmaske zu tragen, 

soweit nichts Abweichendes geregelt ist. 

Die Pflicht zum Tragen einer Maske be-

steht nicht, soweit sich Personen an ei-

nem ihnen zugewiesenen festen Platz 

aufhalten und in geschlossenen Räumen 

eine ausreichende maschinelle Belüf-

tung sichergestellt ist. Eine Maske ist 

derart zu tragen, dass Mund und Nase 

enganliegend bedeckt werden und eine 

Ausbreitung von Tröpfchen und Aeroso-

len durch Atmen, Husten, Niesen oder 

Sprechen vermindert wird. Eine medizini-

sche Gesichtsmaske im Sinne dieser 

Verordnung ist eine aus speziellen Mate-

rialien hergestellte Schutzmaske, die den 

in Anlage 1 genannten Anforderungen 

entspricht und über kein Ausatemventil 

verfügen darf. Eine FFP2-Maske im 

Sinne dieser Verordnung ist eine aus 

speziellen Materialien hergestellte 

Schutzmaske, die den in Anlage 1 ge-

nannten Anforderungen entspricht und 

über kein Ausatemventil verfügen darf. 

Sofern in dieser Verordnung vorge-

schrieben ist, eine medizinische Ge-

sichtsmaske zu tragen, kann auch eine 

FFP2-Maske getragen werden. In einem 

bereichsspezifischen Hygienerahmen-

konzept nach § 5 Absatz 2 oder in einer 
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aufgrund von § 38 erlassenen Rechts-

verordnung kann die Pflicht zum Tragen 

einer medizinischen Gesichtsmaske be-

stimmt werden. 

aufgrund von § 38 erlassenen Rechts-

verordnung kann die Pflicht zum Tragen 

einer medizinischen Gesichtsmaske be-

stimmt werden. 

 § 10a  

Verwendung von Feuerwerk; Aufent-

halt an belebten Orten 

 

Für den Zeitraum vom 31. Dezember 

2021 bis einschließlich 1. Januar 2022 

sind Ansammlungen sowie die Verwen-

dung von Feuerwerk und anderen pyro-

technischen Gegenständen auf und in 

den in Anlage 2 genannten öffentlichen 

Straßen, Plätzen und Grünanlagen ver-

boten. Von den Verboten nach Satz 1 

ausgenommen sind die Durchführung 

professionellen Feuerwerks und die pro-

fessionelle Verwendung pyrotechnischer 

Gegenstände, soweit diese fristgemäß in 

Übereinstimmung mit den sprengstoff-

rechtlichen Vorschriften bei den zustän-

digen Stellen angezeigt waren oder im 

Falle der Genehmigungsbedürftigkeit auf 

einen fristgerecht gestellten Antrag hin 

genehmigt werden. Das Ansammlungs-

verbot umfasst nicht die Durchquerung 

der in Satz 1 genannten Orte sowie den 

Aufenthalt in Notfällen oder in Fällen be-

sonderen Bedarfs. Abweichend von Satz 

1 ist obdachlosen Menschen der Aufent-

halt auf und in den in Satz 1 genannten 

Orten gestattet. 

§ 11 

Veranstaltungen 

(5) Abweichend von Absatz 4 können 

Veranstaltungen mit mehr als den dort 

genannten zeitgleich anwesenden Per-

sonen, höchstens jedoch mit bis zu 2 500 

§ 11 

Veranstaltungen 

(5) Abweichend von Absatz 4 können 

Veranstaltungen mit mehr als den dort 

genannten zeitgleich anwesenden Per-

sonen, höchstens jedoch mit bis zu 2 000 



 

 

29 

 

zeitgleich anwesenden Personen in ge-

schlossenen Räumen und mit bis zu 5 

000 zeitgleich anwesenden Personen im 

Freien, durchgeführt werden, sofern die 

Vorgaben des Hygienerahmenkonzep-

tes der für Kultur, der für Wirtschaft oder 

der für Sport zuständigen Senatsverwal-

tung, das mindestens Vorgaben zur ma-

schinellen Belüftung enthalten muss, ein-

gehalten werden. Die Vorgaben des Ab-

satzes 2 gelten unter den Voraussetzun-

gen von Satz 1 auch für Veranstaltungen 

im Freien.  

(6) Beerdigungen und Feierlichkeiten an-

lässlich einer Beerdigung, Hochzeitsfei-

ern, Geburtstagsfeiern, Abschlussfeiern 

oder Feierlichkeiten anlässlich religiöser 

Feste sind mit bis zu 50 zeitgleich Anwe-

senden in geschlossenen Räumen und 

mit bis zu 200 zeitgleich Anwesenden im 

Freien zulässig; Absatz 2 findet nur bei 

mehr als 20 zeitgleich Anwesenden An-

wendung. Private Veranstaltungen (Ver-

anstaltungen im Familien-, Bekannten- 

oder Freundeskreis) und private 

Zusammenkünfte, die nicht unter Satz 1 

fallen, sind nur im Kreise der Angehöri-

gen eines Haushalts mit bis zu zwei Per-

sonen eines weiteren Haushalts gestat-

tet, Personen im Sinne von § 1 Absatz 3 

gelten als ein Haushalt; Kinder bis zur 

Vollendung des 14. Lebensjahres blei-

ben, unabhängig von der Zugehörigkeit 

zu einem Haushalt, unberücksichtigt. Ab-

weichend von Satz 2 sind private Veran-

staltungen und private Zusammenkünfte 

an denen ausschließlich Personen im 

Sinne von § 8 Absatz 2 Nummer 1 bis 4, 

ausgenommen Kinder bis zur Vollen-

dung des 14. Lebensjahres, teilnehmen 

mit bis zu 50 zeitgleich Anwesenden in 

zeitgleich anwesenden Personen in ma-

schinell belüfteten geschlossenen Räu-

men und mit bis zu 3 000 zeitgleich an-

wesenden Personen im Freien, durchge-

führt werden, sofern die Vorgaben des 

Hygienerahmenkonzeptes der für Kultur, 

der für Wirtschaft oder der für Sport zu-

ständigen Senatsverwaltung, das min-

destens Vorgaben zur maschinellen Be-

lüftung enthalten muss, eingehalten wer-

den. Personen, die eingelassen werden, 

müssen negativ getestet sein und FFP2-

Masken tragen. Die Vorgaben des Ab-

satzes 2 gelten unter den Voraussetzun-

gen von Satz 1 auch für Veranstaltungen 

im Freien. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

(6) Private Veranstaltungen (Veranstal-

tungen im Familien-, Bekannten- oder 

Freundeskreis) und private Zusammen-

künfte sind nur im Kreise der Angehöri-

gen eines Haushalts mit bis zu zwei Per-

sonen eines weiteren Haushalts gestat-

tet, Personen im Sinne von § 1 Absatz 3 

gelten als ein Haushalt; Kinder bis zur 
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geschlossenen Räumen und mit bis zu 

200 zeitgleich Anwesenden im Freien zu-

lässig. Dieser Absatz findet keine An-

wendung, wenn die jeweilige Veranstal-

tung gewerblich durchgeführt wird. 

 

Vollendung des 14. Lebensjahres blei-

ben, unabhängig von der Zugehörigkeit 

zu einem Haushalt, unberücksichtigt. Ab-

weichend von Satz 1 sind private Veran-

staltungen und private Zusammenkünfte 

an denen ausschließlich Personen im 

Sinne von § 8 Absatz 2 Nummer 1 bis 4, 

ausgenommen Kinder bis zur Vollen-

dung des 14. Lebensjahres, teilnehmen 

mit bis zu 10 zeitgleich Anwesenden zu-

lässig. Dieser Absatz findet keine An-

wendung, wenn die jeweilige Veranstal-

tung gewerblich durchgeführt wird. 

 

§ 34 

Freizeiteinrichtungen 

(1) Tanzlustbarkeiten und ähnliche Un-

ternehmen im Sinne der Gewerbeord-

nung in der Fassung der Bekanntma-

chung vom 22. Februar 1999 (BGBl. I S. 

202), die zuletzt durch Artikel 2 des Ge-

setzes vom 10. August 2021 (BGBl. I S. 

3504) geändert worden ist, in der jeweils 

geltenden Fassung dürfen in geschlos-

senen Räumen nicht angeboten werden. 

Tanzlustbarkeiten im Freien dürfen unter 

der 2G-Bedingung für den Publikumsver-

kehr geöffnet werden. Im Übrigen gelten 

die Vorgaben der §§ 11 und 18. 

§ 34 

Freizeiteinrichtungen 

(1) Tanzlustbarkeiten und ähnliche Un-

ternehmen im Sinne der Gewerbeord-

nung in der Fassung der Bekanntma-

chung vom 22. Februar 1999 (BGBl. I S. 

202), die zuletzt durch Artikel 2 des Ge-

setzes vom 10. August 2021 (BGBl. I S. 

3504) geändert worden ist, in der jeweils 

geltenden Fassung dürfen nicht abgehal-

ten werden. Im Übrigen gelten die Vorga-

ben der §§ 11 und 18. 

§ 40 

Ordnungswidrigkeiten 

(3) Ordnungswidrig im Sinne des § 73 

Absatz 1a Nummer 24 des Infektions-

schutzgesetzes handelt, wer vorsätzlich 

oder fahrlässig  

1. entgegen § 2 Absatz 1 Satz 1 keine 

medizinische Gesichtsmaske oder 

§ 40 

Ordnungswidrigkeiten 

(3) Ordnungswidrig im Sinne des § 73 

Absatz 1a Nummer 24 des Infektions-

schutzgesetzes handelt, wer vorsätzlich 

oder fahrlässig  

1. entgegen § 2 Absatz 1 Satz 1 keine 

medizinische Gesichtsmaske trägt 

und keine Ausnahme nach Absatz 2, 
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FFP2-Maske trägt und keine Aus-

nahme nach Absatz 2, § 12 Absatz 1 

und Absatz 3, § 14 Absatz 3 und Ab-

satz 4, § 17 Absatz 3 Satz 6, § 28 

Absatz 1, § 34 Absatz 5 Satz 2 oder 

§ 35 Absatz 1 Satz 5 vorliegt, 

2. entgegen § 4 Absatz 5 Angaben 

nicht vollständig oder nicht wahr-

heitsgemäß macht, soweit keine 

Ausnahme nach Absatz 5 Satz 4 

vorliegt, 

3. entgegen § 5 Absatz 1 Satz 1 kein 

individuelles Schutz- und Hygiene-

konzept erstellt, 

4. entgegen § 5 Absatz 1 Satz 1 kein 

individuelles Schutz- und Hygiene-

konzept auf Verlangen der zuständi-

gen Behörde vorlegt, 

5. entgegen § 5 Absatz 1 Satz 4 die 

Einhaltung der im Schutz- und Hygi-

enekonzept festgelegten Schutz-

maßnahmen nicht sicherstellt, 

6. entgegen § 7 Absatz 1 Satz 1 oder 

Absatz 3 Satz 2 nicht unverzüglich 

eine PCR-Testung herbeiführt, 

7. entgegen § 7 Absatz 1 Satz 1 sich 

nicht unverzüglich nach Kenntniser-

langung auf direktem Weg in die 

Haupt- oder Nebenwohnung oder in 

eine andere, eine Absonderung er-

möglichende Unterkunft begibt, ohne 

dass eine Ausnahme nach § 7 Ab-

satz 1 Satz 2 vorliegt, 

8. entgegen § 7 Absatz 1 Satz 1 sich 

nicht für einen Zeitraum von 14 Ta-

gen ständig absondert bis das Er-

gebnis einer Testung mittels eines 

Nukleinsäurenachweises des 

Coronavirus SARS-CoV-2 vorliegt, 

ohne dass eine Ausnahme nach § 7 

Absatz 1 Satz 2 vorliegt, 

§ 11 Absatz 3 Satz 4, § 12 Absatz 1 

und Absatz 3, § 14 Absatz 3 und Ab-

satz 4, § 17 Absatz 3 Satz 6, § 20, § 

26 Absatz 3, § 28 Absatz 1 Satz 2, § 

31 Absatz 1 Satz 2, § 34 Absatz 5 

Satz 2 oder § 35 Absatz 1 Satz 5 vor-

liegt, 

2. entgegen § 4 Absatz 5 Angaben nicht 

vollständig oder nicht wahrheitsge-

mäß macht, soweit keine Ausnahme 

nach Absatz 5 Satz 4 vorliegt, 

3. entgegen § 5 Absatz 1 Satz 1 kein in-

dividuelles Schutz- und Hygienekon-

zept erstellt, 

4. entgegen § 5 Absatz 1 Satz 1 kein in-

dividuelles Schutz- und Hygienekon-

zept auf Verlangen der zuständigen 

Behörde vorlegt, 

5. entgegen § 5 Absatz 1 Satz 4 die Ein-

haltung der im Schutz- und Hygiene-

konzept festgelegten Schutzmaßnah-

men nicht sicherstellt, 

6. entgegen § 7 Absatz 1 Satz 1 oder 

Absatz 3 Satz 2 nicht unverzüglich 

eine PCR-Testung herbeiführt, 

7. entgegen § 7 Absatz 1 Satz 1 sich 

nicht unverzüglich nach Kenntniser-

langung auf direktem Weg in die 

Haupt- oder Nebenwohnung oder in 

eine andere, eine Absonderung er-

möglichende Unterkunft begibt, ohne 

dass eine Ausnahme nach § 7 Absatz 

1 Satz 2 vorliegt, 

8. entgegen § 7 Absatz 1 Satz 1 sich 

nicht für einen Zeitraum von 14 Ta-

gen ständig absondert, bis das Er-

gebnis einer Testung mittels eines 

Nukleinsäurenachweises des 

Coronavirus SARS-CoV-2 vorliegt, 

ohne dass eine Ausnahme nach § 7 

Absatz 1 Satz 2 vorliegt, 
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9. entgegen § 7 Absatz 2 sich nicht un-

verzüglich nach Kenntniserlangung 

auf direktem Weg in die Haupt- oder 

Nebenwohnung oder in eine andere, 

eine Absonderung ermöglichende 

Unterkunft begibt,  

10. entgegen § 7 Absatz 4 Besuch von 

Personen empfängt, die nicht dem 

eigenen Haushalt angehören, 

11. entgegen § 9 Absatz 2 oder Absatz 3 

als Verantwortliche oder Verantwort-

licher nicht sicherstellt, dass nur Per-

sonen im Sinne von § 8 Absatz 2 

Nummer 1 bis 4 Zutritt erhalten, so-

weit keine Ausnahme nach § 9 Ab-

satz 2 Nummer 1 vorliegt, und dass 

nur Personen im Sinne von § 9 Ab-

satz 2 Nummer 2 als Personal einge-

setzt werden, soweit das Personal 

mit Kundinnen und Kunden oder Zu-

schauenden in unmittelbaren Kon-

takt kommt, oder sich in den Berei-

chen der Betriebs- oder Veranstal-

tungsräume aufhalten, in denen die 

2G-Bedingung gilt, nicht eine etwaig 

durch Personal nachzuweisende ne-

gative Testung dokumentiert, oder 

einer Person, die einen Nachweis 

nicht erbringt den Zutritt nicht verwei-

gert oder nicht in geeigneter Weise 

auf die Geltung der 2G-Bedingung 

hinweist oder die Einhaltung der 

Schutz- und Hygieneregeln nicht si-

cherstellt und keine Ausnahme nach 

§ 9 Absatz 2 Nummer 2, 3 oder 7 o-

der § 11 Absatz 2 Satz 2 vorliegt, 

12. entgegen § 9 Absatz 2 oder 3 als 

Kundin oder Kunde oder Zuschau-

ende oder Zuschauender an Veran-

staltungen teilnimmt oder Betriebe 

und Einrichtungen aufsucht, die un-

ter der 2G-Bedingung stehen, ohne 

9. entgegen § 7 Absatz 2 sich nicht un-

verzüglich nach Kenntniserlangung 

auf direktem Weg in die Haupt- oder 

Nebenwohnung oder in eine andere, 

eine Absonderung ermöglichende 

Unterkunft begibt,  

10. entgegen § 7 Absatz 2 sich nicht für 

einen Zeitraum von 14 Tagen ab dem 

Zeitpunkt der Vornahme der PCR-

Testung ständig absondert,  

11. entgegen § 7 Absatz 4 Besuch von 

Personen empfängt, die nicht dem ei-

genen Haushalt angehören, 

12. entgegen § 9 Absatz 2 oder Absatz 3 

als Verantwortliche oder Verantwortli-

cher nicht sicherstellt, dass nur Per-

sonen im Sinne von § 8 Absatz 2 

Nummer 1 bis 4 Zutritt erhalten, so-

weit keine Ausnahme nach § 9 Ab-

satz 2 Nummer 1 vorliegt, und dass 

nur Personen im Sinne von § 9 Ab-

satz 2 Nummer 2 als Personal einge-

setzt werden, soweit das Personal mit 

Kundinnen und Kunden oder Zu-

schauenden in unmittelbaren Kontakt 

kommt, oder sich in den Bereichen 

der Betriebs- oder Veranstaltungs-

räume aufhalten, in denen die 2G-Be-

dingung gilt, nicht eine etwaig durch 

Personal nachzuweisende negative 

Testung dokumentiert, oder einer 

Person, die einen Nachweis nicht er-

bringt den Zutritt nicht verweigert o-

der nicht in geeigneter Weise auf die 

Geltung der 2G-Bedingung hinweist 

oder die Einhaltung der Schutz- und 

Hygieneregeln nicht sicherstellt und 

keine Ausnahme nach § 9 Absatz 2 

Nummer 2, 3 oder 7 oder § 11 Absatz 

2 Satz 2 vorliegt, 
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zu dem in § 8 Absatz 2 Nummer 1 

bis 4 genannten Personenkreis zu 

gehören und keine Ausnahme nach 

Absatz 2 vorliegt, 

13. entgegen § 10 Absatz 1 als Besu-

cherin oder Besucher, Kundin oder 

Kunde ein Dienst- oder Gerichtsge-

bäude des Landes Berlin aufsucht, 

ohne zu dem in § 6 Absatz 1 oder § 

8 Absatz 5 in Verbindung mit Absatz 

2 Nummer 1 bis 4 genannten Perso-

nenkreis zu gehören und keine Aus-

nahme nach Absatz 2 vorliegt, 

14. entgegen § 10 Absatz 3 keine medi-

zinische Gesichtsmaske trägt und 

keine Ausnahme nach § 2 Absatz 2 

vorliegt, 

15. entgegen § 10 Absatz 4 einen Bahn-

steig oder ein Fährterminal aufsucht, 

ohne zu dem in § 6 Absatz 1 oder § 

8 Absatz 5 in Verbindung mit Absatz 

2 Nummer 1 bis 4 genannten Perso-

nenkreis zu gehören und keine Aus-

nahme nach § 37 Absatz 3 Satz 2 

vorliegt, 

16. entgegen § 11 Absatz 4 Satz 1 oder 

Absatz 5 als Verantwortliche oder 

Verantwortlicher einer Veranstaltung 

im Freien die Einhaltung der zulässi-

gen Teilnehmendenzahl nicht ge-

währleistet und keine Ausnahme 

nach Absatz 5 Satz 1, § 12 oder § 13 

vorliegt oder im Fall von Absatz 5 die 

Regeln des Hygienerahmenkonzepts 

der zuständigen Senatsverwaltung 

nicht einhält, 

17. entgegen § 11 Absatz 4 Satz 2 oder 

Absatz 5 als Verantwortliche oder 

Verantwortlicher einer Veranstaltung 

in geschlossenen Räumen die Ein-

haltung der zulässigen Teilnehmen-

denzahl nicht gewährleistet und 

13. entgegen § 9 Absatz 2 oder 3 als 

Kundin oder Kunde oder Zuschau-

ende oder Zuschauender an Veran-

staltungen teilnimmt oder Betriebe 

und Einrichtungen aufsucht, die unter 

der 2G-Bedingung stehen, ohne zu 

dem in § 8 Absatz 2 Nummer 1 bis 4 

genannten Personenkreis zu gehören 

und keine Ausnahme nach Absatz 2 

vorliegt, 

14. entgegen § 10 Absatz 1 oder Absatz 

2 als Besucherin oder Besucher, 

Kundin oder Kunde ein Dienst- oder 

Gerichtsgebäude des Landes Berlin 

aufsucht, ohne zu dem in § 6 Absatz 

1 oder § 8 Absatz 5 in Verbindung mit 

Absatz 2 Nummer 1 bis 4 genannten 

Personenkreis zu gehören und keine 

Ausnahme nach Absatz 1 Satz 4 oder 

Absatz 2 vorliegt, 

15. entgegen § 10 Absatz 1 Satz 4 keine 

FFP2-Maske trägt und keine Aus-

nahme nach § 2 Absatz 2 vorliegt, 

16. entgegen § 10 Absatz 3 keine medi-

zinische Gesichtsmaske trägt und 

keine Ausnahme nach § 2 Absatz 2 

vorliegt, 

17. entgegen § 10 Absatz 4 einen Bahn-

steig oder ein Fährterminal aufsucht, 

ohne zu dem in § 6 Absatz 1 oder § 8 

Absatz 5 in Verbindung mit Absatz 2 

Nummer 1 bis 4 genannten Perso-

nenkreis zu gehören und keine Aus-

nahme nach § 37 Absatz 3 Satz 2 vor-

liegt, 

18. entgegen § 10a Satz 1 im Zeitraum 

vom 31. Dezember 2021 bis ein-

schließlich 1. Januar 2022 auf oder in 

den in Anlage 2 genannten öffentli-

chen Straßen, Plätzen oder Grünan-
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keine Ausnahme nach Absatz 5 Satz 

1, § 12 oder § 13 vorliegt oder im 

Fall von Absatz 5 die Regeln des Hy-

gienerahmenkonzepts der zuständi-

gen Senatsverwaltung nicht einhält, 

18. entgegen § 11 Absatz 3 als verant-

wortliche Veranstalterin oder verant-

wortlicher Veranstalter einer Veran-

staltung im Freien die Einhaltung der 

Hygiene- und Abstandsregeln nicht 

gewährleistet, 

19. entgegen § 11 Absatz 2 Satz 3 und 

Absatz 3 Satz 5, § 17 Absatz 4, § 18 

Absatz 3, § 19 Absatz 3, § 29 Absatz 

4, § 31 Absatz 5 oder § 34 Absatz 6, 

jeweils in Verbindung mit § 4 Absatz 

1 bis 5, als Verantwortliche oder Ver-

antwortlicher keine Anwesenheitsdo-

kumentation führt, diese nicht voll-

ständig führt, sie nicht für die Dauer 

von zwei Wochen aufbewahrt oder 

speichert, sie auf deren Verlangen 

der zuständigen Behörde nicht zu-

gänglich macht, aushändigt oder auf 

sonstige Weise den Zugriff ermög-

licht, sie nach Ablauf der Aufbewah-

rungsfrist nicht vernichtet oder löscht 

oder anwesende Personen, die un-

vollständige oder offensichtlich fal-

sche Angaben machen, den Zutritt o-

der den weiteren Verbleib nicht ver-

wehrt, die Bescheinigung über eine 

Testung oder einen Impf- oder Ge-

nesenennachweis nicht einsieht, die 

Identität der die Bescheinigung vor-

legenden Person nicht überprüft o-

der nicht sicherstellt, das digitale An-

wendungen ordnungsgemäß genutzt 

werden und keine Ausnahme nach § 

4 Absatz 1 Nummer 7, Absatz 3 Satz 

3, vorliegt,  

lagen sich ansammelt oder dort Feu-

erwerk oder andere pyrotechnische 

Gegenstände verwendet und keine 

Ausnahme nach Satz 2 bis 4 vorliegt. 

19. entgegen § 11 Absatz 2 Satz 3 und 

Absatz 3 Satz 5, § 12 Absatz 3 Satz 

3, § 17 Absatz 4, § 18 Absatz 3 Satz 

2, § 19 Absatz 4, § 26 Absatz 1 Satz 

4, § 29 Absatz 4, § 31 Absatz 5 oder 

§ 34 Absatz 6, jeweils in Verbindung 

mit § 4 Absatz 1 bis 5, als Verantwort-

liche oder Verantwortlicher keine An-

wesenheitsdokumentation führt, 

diese nicht vollständig führt, sie nicht 

für die Dauer von zwei Wochen auf-

bewahrt oder speichert, sie auf deren 

Verlangen der zuständigen Behörde 

nicht zugänglich macht, aushändigt 

oder auf sonstige Weise den Zugriff 

ermöglicht, sie nach Ablauf der Auf-

bewahrungsfrist nicht vernichtet oder 

löscht oder anwesende Personen, die 

unvollständige oder offensichtlich fal-

sche Angaben machen, den Zutritt o-

der den weiteren Verbleib nicht ver-

wehrt, die Bescheinigung über eine 

Testung oder einen Impf- oder Gene-

senennachweis nicht einsieht, die 

Identität der die Bescheinigung vorle-

genden Person nicht überprüft oder 

nicht sicherstellt, das digitale Anwen-

dungen ordnungsgemäß genutzt wer-

den und keine Ausnahme nach § 4 

Absatz 1 Nummer 7, Absatz 3 Satz 3, 

vorliegt,  

20. entgegen § 11 Absatz 4 Satz 1 oder 

Absatz 5 als Verantwortliche oder 

Verantwortlicher einer Veranstaltung 

im Freien die Einhaltung der zulässi-

gen Teilnehmendenzahl nicht ge-

währleistet und keine Ausnahme 
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20. entgegen § 11 Absatz 6 an einer pri-

vaten Veranstaltung oder privaten 

Zusammenkunft mit mehr als der 

höchstens zulässigen Personenzahl 

teilnimmt, 

21. entgegen § 11 Absatz 7 in geschlos-

senen Räumen gemeinsam singt, 

ohne die im Hygienerahmenkonzept 

oder in einer Rechtsverordnung der 

für Kultur zuständigen Senatsverwal-

tung festgelegten Hygiene- und In-

fektionsstandards einzuhalten und 

keine Ausnahme nach Satz 2 vor-

liegt, 

22. entgegen § 14 Absatz 1 Satz 1 bei 

Versammlungen den Mindestab-

stand von 1,5 Metern zu anderen 

Teilnehmenden, die nicht zum engs-

ten Angehörigenkreis gehören, nicht 

einhält, 

23. entgegen § 14 Absatz 1 Satz 2 und 3 

als die Versammlung veranstaltende 

Person kein Schutz- und Hygiene-

konzept erstellt oder dieses auf Ver-

langen der Versammlungsbehörde 

nicht vorlegt, 

24. entgegen § 14 Absatz 1 Satz 4 als 

die Versammlung leitende Person 

die Einhaltung des Schutz- und Hygi-

enekonzepts bei der Durchführung 

der Versammlung nicht sicherstellt, 

25. entgegen § 14 Absatz 3 Satz 1 an ei-

ner Versammlung in geschlossen 

Räumen teilnimmt, ohne zu dem in § 

6 Absatz 1 oder § 8 Absatz 5 in Ver-

bindung mit Absatz 2 Nummer 1 bis 

4 genannten Personenkreis zu gehö-

ren, 

26. entgegen § 16 Absatz 3 als Verant-

wortliche oder Verantwortlicher einer 

Verkaufsstelle, eines Kaufhauses o-

der eines Einkaufszentrums (Mall) 

nach Absatz 5, § 12 oder § 13 vor-

liegt, oder im Falle von Absatz 5 die 

Einhaltung des Hygienerahmenkon-

zepts der jeweils zuständigen Se-

natsverwaltung nicht gewährleistet, 

21. entgegen § 11 Absatz 4 Satz 2 oder 

Absatz 5 als Verantwortliche oder 

Verantwortlicher einer Veranstaltung 

in geschlossenen Räumen die Ein-

haltung der zulässigen Teilnehmen-

denzahl nicht gewährleistet und keine 

Ausnahme nach Absatz 5, § 12 oder 

§ 13 vorliegt, oder im Falle von Ab-

satz 5 die Einhaltung des Hygiene-

rahmenkonzepts der jeweils zustän-

digen Senatsverwaltung nicht ge-

währleistet, 

22. entgegen § 11 Absatz 3 als verant-

wortliche Veranstalterin oder verant-

wortlicher Veranstalter einer Veran-

staltung im Freien die Einhaltung der 

Hygiene- und Abstandsregeln nicht 

gewährleistet, 

23. entgegen § 11 Absatz 6 an einer pri-

vaten Veranstaltung oder privaten 

Zusammenkunft mit mehr als der 

höchstens zulässigen Personenzahl 

teilnimmt, 

24. entgegen § 11 Absatz 7 in geschlos-

senen Räumen gemeinsam singt, 

ohne die im Hygienerahmenkonzept 

oder in einer Rechtsverordnung der 

für Kultur zuständigen Senatsverwal-

tung festgelegten Hygiene- und Infek-

tionsstandards einzuhalten und keine 

Ausnahme nach Satz 2 vorliegt, 

25. entgegen § 14 Absatz 1 Satz 1 bei 

Versammlungen den Mindestabstand 

von 1,5 Metern zu anderen Teilneh-

menden, die nicht zum engsten An-

gehörigenkreis gehören, nicht einhält, 
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die Vorgaben der Zutrittssteuerung 

gemäß § 3 nicht beachtet, 

27. entgegen § 17 Absatz 2 Satz 2 als 

Kundin oder Kunde eines Dienstleis-

tungsgewerbes im Bereich der Kör-

perpflege keine FFP2-Maske trägt 

und keine Ausnahme nach § 2 Ab-

satz 2 vorliegt, 

28. entgegen § 17 Absatz 2 Satz 2 als 

Personal eines Dienstleistungsge-

werbes im Bereich der Körperpflege 

keine medizinische Gesichtsmaske 

trägt und keine Ausnahme nach § 2 

Absatz 2 vorliegt, 

29. entgegen § 17 Absatz 3 Satz 1 ge-

sichtsnahe sexuelle Dienstleistungen 

in Anspruch nimmt, 

30. entgegen § 17 Absatz 3 Satz 4 als 

Betreiberin oder Betreiber eines 

Prostitutionsgewerbes Dienstleistun-

gen nach § 17 Absatz 3 Satz 1 nicht 

nur nach Terminvereinbarung und 

ausschließlich an einzelne Personen 

anbietet, 

31. entgegen § 17 Absatz 3 Satz 6 keine 

FFP2-Maske trägt und keine Aus-

nahme nach § 2 Absatz 2 vorliegt o-

der gemäß § 9 Absatz 2 Nummer 6 

eine negative Testung verlangt 

wurde, 

32. entgegen § 18 Absatz 1 Satz 1 Gast-

stätten aufsucht, ohne zu dem in § 8 

Absatz 2 Nummer 1 bis 4 genannten 

Personenkreis zu gehören und keine 

Ausnahme nach Halbsatz 2 vorliegt, 

33. entgegen § 18 Absatz 2 Satz 5 als 

Gast in Gaststätten Speisen und Ge-

tränke nicht am Tisch verzehrt, so-

weit keine Ausnahme nach Satz 6 

vorliegt,  

34. entgegen § 18 Absatz 2 Satz 1 und 3 

als verantwortliche Betreiberin oder 

26. entgegen § 14 Absatz 1 Satz 2 und 3 

als die Versammlung veranstaltende 

Person kein Schutz- und Hygiene-

konzept erstellt oder dieses auf Ver-

langen der Versammlungsbehörde 

nicht vorlegt, 

27. entgegen § 14 Absatz 1 Satz 4 als die 

Versammlung leitende Person die 

Einhaltung des Schutz- und Hygiene-

konzepts bei der Durchführung der 

Versammlung nicht sicherstellt, 

28. entgegen § 14 Absatz 3 Satz 1 an ei-

ner Versammlung in geschlossen 

Räumen teilnimmt, ohne zu dem in § 

6 Absatz 1 oder § 8 Absatz 5 in Ver-

bindung mit Absatz 2 Nummer 1 bis 4 

genannten Personenkreis zu gehö-

ren, 

29. entgegen § 16 Absatz 3 als Verant-

wortliche oder Verantwortlicher einer 

Verkaufsstelle, eines Kaufhauses o-

der eines Einkaufszentrums (Mall) die 

Vorgaben der Zutrittssteuerung ge-

mäß § 3 nicht beachtet, 

30. entgegen § 16 Absatz 5 als Verant-

wortliche oder Verantwortlicher eines 

Weihnachtsmarktes die Vorgaben 

der Zutrittsteuerung gemäß § 3 nicht 

beachtet, 

31. entgegen § 17 Absatz 2 Satz 2 als 

Kundin oder Kunde eines Dienstleis-

tungsgewerbes im Bereich der Kör-

perpflege keine FFP2-Maske trägt 

und keine Ausnahme nach § 2 Absatz 

2 vorliegt, 

32. entgegen § 17 Absatz 2 Satz 2 als 

Personal eines Dienstleistungsge-

werbes im Bereich der Körperpflege 

keine medizinische Gesichtsmaske 

trägt und keine Ausnahme nach § 2 

Absatz 2 vorliegt, 
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verantwortlicher Betreiber einer 

Gaststätte oder einer Kantine die 

Einhaltung der Hygiene- und Ab-

standsregeln nicht gewährleistet, 

35. entgegen § 18 Absatz 3 Satz 1 als 

verantwortliche Betreiberin oder ver-

antwortlicher Betreiber einer Gast-

stätte bei der Öffnung von geschlos-

senen Räumen die im Hygienerah-

menkonzept oder in einer Rechtsver-

ordnung der für Wirtschaft zuständi-

gen Senatsverwaltung festgelegten 

Hygiene- und Infektionsstandards 

nicht einhält, 

36. entgegen § 19 Absatz 1 an Ausflugs-

fahrten, Stadtrundfahrten, Schiffs-

ausflügen oder vergleichbaren Ange-

boten, soweit geschlossene Räume 

betroffen sind, teilnimmt, ohne zu 

dem in § 8 Absatz 2 Nummer 1 bis 4 

genannten Personenkreis zu gehö-

ren, 

37. entgegen § 19 Absatz 2 als verant-

wortliche Betreiberin oder verant-

wortlicher Betreiber eines Hotels, ei-

nes Beherbergungsbetriebs, einer 

Ferienwohnung oder ähnlicher Ein-

richtungen Übernachtungen anbietet, 

ohne die im Hygienerahmenkonzept 

oder in einer Rechtsverordnung der 

für Wirtschaft zuständigen Senats-

verwaltung festgelegten Hygiene- 

und Infektionsstandards einzuhalten, 

38. entgegen § 21 als Selbständige oder 

Selbständiger eine Testung nicht 

durchführen lässt, eine Bescheini-

gung über eine Testung nicht für die 

Dauer von vier Wochen aufbewahrt 

oder sie den zuständigen Behörden 

auf deren Verlangen nicht zugäng-

lich macht, soweit keine Ausnahme 

nach Satz 2 vorliegt, 

33. entgegen § 17 Absatz 3 Satz 1 ge-

sichtsnahe sexuelle Dienstleistungen 

in Anspruch nimmt, 

34. entgegen § 17 Absatz 3 Satz 2 sexu-

elle Dienstleistungen in Prostitutions-

fahrzeugen im Sinne des Prostituier-

tenschutzgesetzes erbringt, 

35. entgegen § 17 Absatz 3 Satz 4 als 

Betreiberin oder Betreiber eines 

Prostitutionsgewerbes Dienstleistun-

gen nach § 17 Absatz 3 Satz 1 nicht 

nur nach Terminvereinbarung und 

ausschließlich an einzelne Personen 

anbietet, 

36. entgegen § 17 Absatz 3 Satz 6 keine 

FFP2-Maske trägt und keine Aus-

nahme nach § 2 Absatz 2 vorliegt o-

der gemäß § 9 Absatz 2 Nummer 6 

eine negative Testung verlangt 

wurde, 

37. entgegen § 18 Absatz 1 Satz 1 Gast-

stätten aufsucht, ohne zu dem in § 8 

Absatz 2 Nummer 1 bis 4 genannten 

Personenkreis zu gehören und keine 

Ausnahme nach Halbsatz 2 vorliegt, 

38. entgegen § 18 Absatz 1 Satz 2 und 

Absatz 2 Satz 1 und 3 als verantwort-

liche Betreiberin oder verantwortli-

cher Betreiber einer Gaststätte oder 

einer Kantine die Einhaltung der Hy-

giene- und Abstandsregeln nicht ge-

währleistet, 

39. entgegen § 18 Absatz 1 Satz 3 und 

Absatz 2 Satz 5 als Gast in Gaststät-

ten Speisen und Getränke nicht am 

Tisch verzehrt, soweit keine Aus-

nahme nach Absatz 2 Satz 6 vorliegt, 

40. entgegen § 18 Absatz 3 Satz 1 als 

verantwortliche Betreiberin oder ver-

antwortlicher Betreiber einer Gast-
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39. entgegen § 27 Absatz 3 Fahrschu-

len, Bootsschulen, Flugschulen und 

ähnliche Einrichtungen aufsucht, 

ohne zu dem in § 8 Absatz 2 Num-

mer 1 bis 4 genannten Personen-

kreis zu gehören, 

40. entgegen § 29 Absatz 1 bei der Öff-

nung von Kinos, Theatern, Opern-

häusern, Konzerthäusern und ande-

ren kulturellen Einrichtungen und 

Veranstaltungsstätten die Vorgaben 

des § 11 nicht beachtet, 

41. entgegen § 31 Absatz 1 Satz 1 oder 

§ 32 Absatz 2 als Teilnehmende o-

der Teilnehmender Sport in gedeck-

ten Sportanlagen, Fitness- und 

Tanzstudios und ähnlichen Einrich-

tungen sowie in Hallenbädern aus-

übt, ohne zu dem in § 9 Absatz 2 

Nummer 1 genannten Personenkreis 

zu gehören und keine Ausnahme 

nach § 31 Absatz 4 oder § 32 Absatz 

2 vorliegt, 

42. entgegen § 31 Absatz 3 als verant-

wortliche Betreiberin oder verant-

wortlicher Betreiber einer gedeckten 

Sportanlage, eines Hallenbades, ei-

nes Fitness- oder Tanzstudios oder 

einer ähnlichen Einrichtung die in ei-

nem gemeinsamen Hygienerahmen-

konzept der für Sport und für Wirt-

schaft zuständigen Senatsverwaltun-

gen festgelegten Hygiene- und Infek-

tionsschutzstandards nicht einhält, 

43. entgegen § 32 Absatz 1 als verant-

wortliche Betreiberin oder verant-

wortlicher Betreiber Frei- oder 

Strandbäder sowie Hallenbäder 

ohne Genehmigung des örtlich zu-

ständigen Gesundheitsamtes öffnet 

oder die Einhaltung der Hygiene- 

stätte bei der Öffnung von geschlos-

senen Räumen die im Hygienerah-

menkonzept oder in einer Rechtsver-

ordnung der für Wirtschaft zuständi-

gen Senatsverwaltung festgelegten 

Hygiene- und Infektionsstandards 

nicht einhält, 

41. entgegen § 19 Absatz 1 an Ausflugs-

fahrten, Stadtrundfahrten, Schiffs-

ausflügen oder vergleichbaren Ange-

boten, soweit geschlossene Räume 

betroffen sind, teilnimmt, ohne zu 

dem in § 8 Absatz 2 Nummer 1 bis 4 

genannten Personenkreis zu gehö-

ren, 

42. entgegen § 19 Absatz 2 als verant-

wortliche Betreiberin oder verantwort-

licher Betreiber eines Hotels, eines 

Beherbergungsbetriebs, einer Feri-

enwohnung oder ähnlicher Einrich-

tungen Übernachtungen anbietet, 

ohne die im Hygienerahmenkonzept 

oder in einer Rechtsverordnung der 

für Wirtschaft zuständigen Senatsver-

waltung festgelegten Hygiene- und 

Infektionsstandards einzuhalten, 

43. entgegen § 21 als Selbständige oder 

Selbständiger eine Testung nicht 

durchführen lässt, eine Bescheini-

gung über eine Testung nicht für die 

Dauer von vier Wochen aufbewahrt 

oder sie den zuständigen Behörden 

auf deren Verlangen nicht zugänglich 

macht, soweit keine Ausnahme nach 

Satz 2 vorliegt, 

44. entgegen § 29 Absatz 1 bei der Öff-

nung von Kinos, Theatern, Opern-

häusern, Konzerthäusern und ande-

ren kulturellen Einrichtungen und 

Veranstaltungsstätten die Vorgaben 

des § 11 nicht beachtet, 
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und Abstandsregeln nicht gewähr-

leistet, 

44. entgegen § 33 Absatz 1 Satz 1 den 

Wettkampfbetrieb ohne ein Nut-

zungs- und Hygienekonzept des je-

weiligen Sportfachverbandes durch-

führt, dessen Regeln nicht beachtet 

oder die Einhaltung der zulässigen 

Teilnehmendenzahl nicht gewähr-

leistet, 

45. entgegen § 33 Absatz 1 Satz 2 oder 

Absatz 3 sich am Wettkampfbetrieb 

im Freien beteiligt, ohne zu dem in § 

6 Absatz 1 oder § 8 Absatz 5 in Ver-

bindung mit Absatz 2 Nummer 1 bis 

4 genannten Personenkreis zu gehö-

ren, 

46. entgegen § 33 Absatz 1 Satz 2 oder 

Absatz 3 sich am Wettkampfbetrieb 

in Innenräumen beteiligt, ohne zu 

dem in § 9 Absatz 2 Nummer 1 und 

2 genannten Personenkreis zu gehö-

ren und keine Ausnahme nach § 31 

Absatz 4, § 32 Absatz 2 oder § 11 

Absatz 2 Satz 2 vorliegt; dasselbe 

gilt für die Teilnahme am Wettkampf-

betrieb im Freien, der durch den Ver-

antwortlichen gemäß § 33 Absatz 2 

unter die 2G Bedingung gestellt 

wurde, 

47. entgegen § 34 Absatz 1 Satz 1 als 

verantwortliche Betreiberin oder ver-

antwortlicher Betreiber eine Tanz-

lustbarkeit oder ein ähnliches Unter-

nehmen in geschlossenen Räumen 

anbietet, 

48. entgegen § 34 Absatz 1 Satz 1 als 

Besucherin oder Besucher an einer 

Tanzlustbarkeit in geschlossenen 

Räumen teilnimmt, 

49. entgegen § 34 Absatz 1 Satz 2 als 

Besucherin oder Besucher eine 

45. entgegen § 31 Absatz 1 Satz 1 oder 

§ 32 Absatz 2 als Teilnehmende oder 

Teilnehmender Sport in gedeckten 

Sportanlagen, Fitness- und Tanzstu-

dios und ähnlichen Einrichtungen so-

wie in Hallenbädern ausübt, ohne zu 

dem in § 9 Absatz 2 Nummer 1 ge-

nannten Personenkreis zu gehören 

und keine Ausnahme nach § 31 Ab-

satz 4 oder § 32 Absatz 2 vorliegt, 

46. entgegen § 31 Absatz 3 als verant-

wortliche Betreiberin oder verantwort-

licher Betreiber einer gedeckten 

Sportanlage, eines Hallenbades, ei-

nes Fitness- oder Tanzstudios oder 

einer ähnlichen Einrichtung die in ei-

nem gemeinsamen Hygienerahmen-

konzept der für Sport und für Wirt-

schaft zuständigen Senatsverwaltun-

gen festgelegten Hygiene- und Infek-

tionsschutzstandards nicht einhält, 

47. entgegen § 32 Absatz 1 als verant-

wortliche Betreiberin oder verantwort-

licher Betreiber Frei- oder Strandbä-

der sowie Hallenbäder ohne Geneh-

migung des örtlich zuständigen Ge-

sundheitsamtes öffnet oder die Ein-

haltung der Hygiene- und Abstands-

regeln nicht gewährleistet, 

48. entgegen § 33 Absatz 1 Satz 1 den 

Wettkampfbetrieb ohne ein Nut-

zungs- und Hygienekonzept des je-

weiligen Sportfachverbandes durch-

führt, dessen Regeln nicht beachtet 

oder die Einhaltung der zulässigen 

Teilnehmendenzahl nicht gewährleis-

tet, 

49. entgegen § 33 Absatz 1 Satz 2 oder 

Absatz 3 sich am Wettkampfbetrieb 

im Freien beteiligt, ohne zu dem in § 
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Tanzlustbarkeit oder ein ähnliches 

Unternehmen im Freien aufsucht, 

ohne zu dem in § 9 Absatz 2 Num-

mer 1 genannten Personenkreis zu 

gehören, 

50. entgegen § 34 Absatz 2 Satz 1 als 

verantwortliche Betreiberin oder ver-

antwortlicher Betreiber Saunen, 

Thermen oder ähnliche Einrichtun-

gen ohne Einhaltung der 2G-Bedin-

gung für den Publikumsverkehr öff-

net, 

51. entgegen § 34 Absatz 2 Satz 2 als 

verantwortliche Betreiberin oder ver-

antwortlicher Betreiber für Saunen, 

Thermen oder ähnliche Einrichtun-

gen die Vorgaben der Zutrittsteue-

rung gemäß § 3 nicht beachtet, 

52. entgegen § 34 Absatz 3 Satz 1 als 

Besucherin oder Besucher Vergnü-

gungsstätten, Freizeitparks oder Be-

triebe für Freizeitaktivitäten sowie 

Spielhallen, Spielbanken, Wettver-

mittlungsstellen und ähnliche Be-

triebe aufsucht, ohne zu dem in § 9 

Absatz 2 Nummer 1 genannten Per-

sonenkreis zu gehören, 

53. entgegen § 34 Absatz 3 Satz 2 als 

Betreiberin oder Betreiber von Ver-

gnügungsstätten, Freizeitparks oder 

Betrieben für Freizeitaktivitäten so-

wie Spielhallen, Spielbanken, Wett-

vermittlungsstellen und ähnliche Be-

triebe die Vorgaben der Zutrittsteue-

rung gemäß § 3 nicht beachtet, 

54. entgegen § 35 Absatz 1 Satz 3 als 

Personal in Arztpraxen oder einer 

anderen Gesundheitseinrichtung 

keine medizinische Gesichtsmaske 

trägt und keine Ausnahme nach Satz 

5 oder § 2 Absatz 2 vorliegt, 

6 Absatz 1 oder § 8 Absatz 5 in Ver-

bindung mit Absatz 2 Nummer 1 bis 4 

genannten Personenkreis zu gehö-

ren, 

50. entgegen § 33 Absatz 1 Satz 2 oder 

Absatz 3 sich am Wettkampfbetrieb in 

Innenräumen beteiligt, ohne zu dem 

in § 9 Absatz 2 Nummer 1 und 2 ge-

nannten Personenkreis zu gehören 

und keine Ausnahme nach § 31 Ab-

satz 4, § 32 Absatz 2 oder § 11 Ab-

satz 2 Satz 2 vorliegt; dasselbe gilt für 

die Teilnahme am Wettkampfbetrieb 

im Freien, der durch den Verantwort-

lichen gemäß § 33 Absatz 2 unter die 

2G Bedingung gestellt wurde, 

51. entgegen § 34 Absatz 1 Satz 1 als 

verantwortliche Betreiberin oder ver-

antwortlicher Betreiber eine Tanzlust-

barkeit oder ein ähnliches Unterneh-

men abhält, 

52. entgegen § 34 Absatz 1 Satz 1 als 

Besucherin oder Besucher an einer 

Tanzlustbarkeit teilnimmt, 

53. entgegen § 34 Absatz 2 Satz 1 als 

verantwortliche Betreiberin oder ver-

antwortlicher Betreiber Saunen, Ther-

men oder ähnliche Einrichtungen 

ohne Einhaltung der 2G-Bedingung 

für den Publikumsverkehr öffnet, 

54. entgegen § 34 Absatz 2 Satz 2 als 

verantwortliche Betreiberin oder ver-

antwortlicher Betreiber für Saunen, 

Thermen oder ähnliche Einrichtungen 

die Vorgaben der Zutrittsteuerung ge-

mäß § 3 nicht beachtet, 

55. entgegen § 34 Absatz 3 Satz 1 als 

Besucherin oder Besucher Vergnü-

gungsstätten, Freizeitparks oder Be-

triebe für Freizeitaktivitäten sowie 
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55. entgegen § 35 Absatz 1 Satz 4 als 

Patientin oder Patient oder als deren 

oder dessen Begleitperson keine 

FFP2-Maske trägt und keine Aus-

nahme nach Satz 5 oder § 2 Absatz 

2 vorliegt. 

 

Spielhallen, Spielbanken, Wettver-

mittlungsstellen und ähnliche Be-

triebe aufsucht, ohne zu dem in § 9 

Absatz 2 Nummer 1 genannten Per-

sonenkreis zu gehören, 

56. entgegen § 34 Absatz 3 Satz 2 als 

Betreiberin oder Betreiber von Ver-

gnügungsstätten, Freizeitparks oder 

Betrieben für Freizeitaktivitäten sowie 

Spielhallen, Spielbanken, Wettver-

mittlungsstellen und ähnliche Be-

triebe die Vorgaben der Zutrittsteue-

rung gemäß § 3 nicht beachtet, 

57. entgegen § 35 Absatz 1 Satz 3 als 

Personal in Arztpraxen oder einer an-

deren Gesundheitseinrichtung keine 

medizinische Gesichtsmaske trägt 

und keine Ausnahme nach Satz 5 o-

der § 2 Absatz 2 vorliegt, 

58. entgegen § 35 Absatz 1 Satz 4 als 

Patientin oder Patient oder als deren 

oder dessen Begleitperson keine 

FFP2-Maske trägt und keine Aus-

nahme nach Satz 5 oder § 2 Absatz 2 

vorliegt.“ 

 

 

§ 41 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

(2) Diese Verordnung tritt mit Ablauf des 

14. Januar 2022 außer Kraft. 

 

 

§ 41 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

(2) Diese Verordnung tritt mit Ablauf des 

22. Januar 2022 außer Kraft. 
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II. Wortlaut der zitierten Rechtsvorschriften 

 

§ 28  Infektionsschutzgesetz 

Schutzmaßnahmen 

(1) Werden Kranke, Krankheitsverdächtige, Ansteckungsverdächtige oder Aus-

scheider festgestellt oder ergibt sich, dass ein Verstorbener krank, krankheitsver-

dächtig oder Ausscheider war, so trifft die zuständige Behörde die notwendigen 

Schutzmaßnahmen, insbesondere die in § 28a Absatz 1 und in den §§ 29 bis 31 

genannten, soweit und solange es zur Verhinderung der Verbreitung übertragbarer 

Krankheiten erforderlich ist; sie kann insbesondere Personen verpflichten, den Ort, 

an dem sie sich befinden, nicht oder nur unter bestimmten Bedingungen zu verlas-

sen oder von ihr bestimmte Orte oder öffentliche Orte nicht oder nur unter bestimm-

ten Bedingungen zu betreten. Unter den Voraussetzungen von Satz 1 kann die zu-

ständige Behörde Veranstaltungen oder sonstige Ansammlungen von Menschen 

beschränken oder verbieten und Badeanstalten oder in § 33 genannte Gemein-

schaftseinrichtungen oder Teile davon schließen. Eine Heilbehandlung darf nicht 

angeordnet werden. Die Grundrechte der körperlichen Unversehrtheit (Artikel 2 Ab-

satz 2 Satz 1 des Grundgesetzes), der Freiheit der Person (Artikel 2 Absatz 2 Satz 

2 des Grundgesetzes), der Versammlungsfreiheit (Artikel 8 des Grundgesetzes), 

der Freizügigkeit (Artikel 11 Absatz 1 des Grundgesetzes) und der Unverletzlichkeit 

der Wohnung (Artikel 13 Absatz 1 des Grundgesetzes) werden insoweit einge-

schränkt. 

(2) Wird festgestellt, dass eine Person in einer Gemeinschaftseinrichtung an Masern 

erkrankt, dessen verdächtig oder ansteckungsverdächtig ist, kann die zuständige 

Behörde Personen, die weder einen Impfschutz, der den Empfehlungen der Stän-

digen Impfkommission entspricht, noch eine Immunität gegen Masern durch ärztli-

ches Zeugnis nachweisen können, die in § 34 Absatz 1 Satz 1 und 2 genannten 

Verbote erteilen, bis eine Weiterverbreitung der Krankheit in der Gemeinschaftsein-

richtung nicht mehr zu befürchten ist. 

(3) Für Maßnahmen nach den Absätzen 1 und 2 gilt § 16 Abs. 5 bis 8, für ihre Über-

wachung außerdem § 16 Abs. 2 entsprechend. 

§ 28a Infektionsschutzgesetz 

Besondere Schutzmaßnahmen zur Verhinderung der Verbreitung der 

Coronavirus-Krankheit-2019 (COVID-19) 

(1) Notwendige Schutzmaßnahmen im Sinne des § 28 Absatz 1 Satz 1 und 2 zur Ver-

hinderung der Verbreitung der Coronavirus-Krankheit-2019 (COVID-19) können für die 
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Dauer der Feststellung einer epidemischen Lage von nationaler Tragweite nach § 5 

Absatz 1 Satz 1 durch den Deutschen Bundestag insbesondere sein  

1. Anordnung eines Abstandsgebots im öffentlichen Raum, 

2. Verpflichtung zum Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung (Maskenpflicht), 

2a. Verpflichtung zur Vorlage eines Impf-, Genesenen- oder Testnachweises, 

3. Ausgangs- oder Kontaktbeschränkungen im privaten sowie im öffentlichen Raum, 

4. Verpflichtung zur Erstellung und Anwendung von Hygienekonzepten für Betriebe, 

Einrichtungen oder Angebote mit Publikumsverkehr, 

5. Untersagung oder Beschränkung von Freizeitveranstaltungen und ähnlichen Veran-

staltungen, 

6. Untersagung oder Beschränkung des Betriebs von Einrichtungen, die der Freizeit-

gestaltung zuzurechnen sind, 

7. Untersagung oder Beschränkung von Kulturveranstaltungen oder des Betriebs von 

Kultureinrichtungen, 

8. Untersagung oder Beschränkung von Sportveranstaltungen und der Sportaus-

übung, 

9. umfassendes oder auf bestimmte Zeiten beschränktes Verbot der Alkoholabgabe 

oder des Alkoholkonsums auf bestimmten öffentlichen Plätzen oder in bestimmten öf-

fentlich zugänglichen Einrichtungen, 

10. Untersagung von oder Erteilung von Auflagen für das Abhalten von Veranstaltun-

gen, Ansammlungen, Aufzügen, Versammlungen sowie religiösen oder weltanschau-

lichen Zusammenkünften, 

11. Untersagung oder Beschränkung von Reisen; dies gilt insbesondere für touristi-

sche Reisen, 

12. Untersagung oder Beschränkung von Übernachtungsangeboten, 

13. Untersagung oder Beschränkung des Betriebs von gastronomischen Einrichtun-

gen, 

14. Schließung oder Beschränkung von Betrieben, Gewerben, Einzel- oder Großhan-

del, 
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15. Untersagung oder Beschränkung des Betretens oder des Besuchs von Einrichtun-

gen des Gesundheits- oder Sozialwesens, 

16. Schließung von Gemeinschaftseinrichtungen im Sinne von § 33, Hochschulen, au-

ßerschulischen Einrichtungen der Erwachsenenbildung oder ähnlichen Einrichtungen 

oder Erteilung von Auflagen für die Fortführung ihres Betriebs oder 

17. Anordnung der Verarbeitung der Kontaktdaten von Kunden, Gästen oder Veran-

staltungsteilnehmern, um nach Auftreten einer Infektion mit dem Coronavirus SARS-

CoV-2 mögliche Infektionsketten nachverfolgen und unterbrechen zu können. 

(2) Die Anordnung der folgenden Schutzmaßnahmen nach Absatz 1 in Verbindung mit 

§ 28 Absatz 1 ist nur zulässig, soweit auch bei Berücksichtigung aller bisher getroffe-

nen anderen Schutzmaßnahmen eine wirksame Eindämmung der Verbreitung der 

Coronavirus-Krankheit-2019 (COVID-19) erheblich gefährdet wäre:  

1. Untersagung von Versammlungen oder Aufzügen im Sinne von Artikel 8 des Grund-

gesetzes und von religiösen oder weltanschaulichen Zusammenkünften nach Absatz 

1 Nummer 10, 

2. Anordnung einer Ausgangsbeschränkung nach Absatz 1 Nummer 3, nach der das 

Verlassen des privaten Wohnbereichs nur zu bestimmten Zeiten oder zu bestimmten 

Zwecken zulässig ist, und 

3. Untersagung des Betretens oder des Besuchs von Einrichtungen im Sinne von Ab-

satz 1 Nummer 15, wie zum Beispiel Alten- oder Pflegeheimen, Einrichtungen der Be-

hindertenhilfe, Entbindungseinrichtungen oder Krankenhäusern für enge Angehörige 

von dort behandelten, gepflegten oder betreuten Personen. 

Schutzmaßnahmen nach Absatz 1 Nummer 15 dürfen nicht zur vollständigen Isolation 

von einzelnen Personen oder Gruppen führen; ein Mindestmaß an sozialen Kontakten 

muss gewährleistet bleiben. 

(3) Entscheidungen über Schutzmaßnahmen zur Verhinderung der Verbreitung der 

Coronavirus-Krankheit-2019 (COVID-19) nach Absatz 1 in Verbindung mit § 28 Absatz 

1, nach § 28 Absatz 1 Satz 1 und 2 und den §§ 29 bis 32 sind insbesondere an dem 

Schutz von Leben und Gesundheit und der Funktionsfähigkeit des Gesundheitssys-

tems auszurichten; dabei sind absehbare Änderungen des Infektionsgeschehens 

durch ansteckendere, das Gesundheitssystem stärker belastende Virusvarianten zu 

berücksichtigen. Zum präventiven Infektionsschutz können insbesondere die in Absatz 

1 Nummer 1, 2, 2a, 4 und 17 genannten Schutzmaßnahmen ergriffen werden. Weiter-

gehende Schutzmaßnahmen sollen unter Berücksichtigung des jeweiligen regionalen 
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und überregionalen Infektionsgeschehens mit dem Ziel getroffen werden, eine dro-

hende Überlastung der regionalen und überregionalen stationären Versorgung zu ver-

meiden. Wesentlicher Maßstab für die weitergehenden Schutzmaßnahmen ist insbe-

sondere die Anzahl der in Bezug auf die Coronavirus-Krankheit-2019 (COVID-19) in 

ein Krankenhaus aufgenommenen Personen je 100 000 Einwohner innerhalb von sie-

ben Tagen. Weitere Indikatoren wie die unter infektionsepidemiologischen Aspekten 

differenzierte Anzahl der Neuinfektionen mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 je 100 000 

Einwohner innerhalb von sieben Tagen, die verfügbaren intensivmedizinischen Be-

handlungskapazitäten und die Anzahl der gegen die Coronavirus-Krankheit-2019 

(COVID-19) geimpften Personen sollen bei der Bewertung des Infektionsgeschehens 

berücksichtigt werden. Die Landesregierungen können im Rahmen der Festlegung der 

Schutzmaßnahmen unter Berücksichtigung der jeweiligen stationären Versorgungska-

pazitäten in einer Rechtsverordnung nach § 32 Schwellenwerte für die Indikatoren 

nach den Sätzen 4 und 5 festsetzen; entsprechend können die Schutzmaßnahmen 

innerhalb eines Landes regional differenziert werden. Das Robert Koch-Institut veröf-

fentlicht im Internet unter https://www.rki.de/covid-19-trends werktäglich nach Alters-

gruppen differenzierte und mindestens auf einzelne Länder und auf das Bundesgebiet 

bezogene Daten zu Indikatoren nach den Sätzen 4 und 5. Die Länder können die In-

dikatoren nach den Sätzen 4 und 5 landesweit oder regional differenziert auch statt 

bezogen auf 100 000 Einwohner bezogen auf das Land oder die jeweilige Region als 

Maßstab verwenden. 

(4) Im Rahmen der Kontaktdatenerhebung nach Absatz 1 Nummer 17 dürfen von den 

Verantwortlichen nur personenbezogene Angaben sowie Angaben zum Zeitraum und 

zum Ort des Aufenthaltes erhoben und verarbeitet werden, soweit dies zur Nachver-

folgung von Kontaktpersonen zwingend notwendig ist. Die Verantwortlichen haben si-

cherzustellen, dass eine Kenntnisnahme der erfassten Daten durch Unbefugte ausge-

schlossen ist. Die Daten dürfen nicht zu einem anderen Zweck als der Aushändigung 

auf Anforderung an die nach Landesrecht für die Erhebung der Daten zuständigen 

Stellen verwendet werden und sind vier Wochen nach Erhebung zu löschen. Die zu-

ständigen Stellen nach Satz 3 sind berechtigt, die erhobenen Daten anzufordern, so-

weit dies zur Kontaktnachverfolgung nach § 25 Absatz 1 erforderlich ist. Die Verant-

wortlichen nach Satz 1 sind in diesen Fällen verpflichtet, den zuständigen Stellen nach 

Satz 3 die erhobenen Daten zu übermitteln. Eine Weitergabe der übermittelten Daten 

durch die zuständigen Stellen nach Satz 3 oder eine Weiterverwendung durch diese 

zu anderen Zwecken als der Kontaktnachverfolgung ist ausgeschlossen. Die den zu-

ständigen Stellen nach Satz 3 übermittelten Daten sind von diesen unverzüglich irre-

versibel zu löschen, sobald die Daten für die Kontaktnachverfolgung nicht mehr benö-

tigt werden. 

(5) Rechtsverordnungen, die nach § 32 in Verbindung mit § 28 Absatz 1 und § 28a 

Absatz 1 erlassen werden, sind mit einer allgemeinen Begründung zu versehen und 
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zeitlich zu befristen. Die Geltungsdauer beträgt grundsätzlich vier Wochen; sie kann 

verlängert werden. 

(6) Schutzmaßnahmen nach Absatz 1 in Verbindung mit § 28 Absatz 1, nach § 28 

Absatz 1 Satz 1 und 2 und nach den §§ 29 bis 31 können auch kumulativ angeordnet 

werden, soweit und solange es für eine wirksame Verhinderung der Verbreitung der 

Coronavirus-Krankheit-2019 (COVID-19) erforderlich ist. Bei Entscheidungen über 

Schutzmaßnahmen zur Verhinderung der Verbreitung der Coronavirus-Krankheit-

2019 (COVID-19) sind soziale, gesellschaftliche und wirtschaftliche Auswirkungen auf 

den Einzelnen und die Allgemeinheit einzubeziehen und zu berücksichtigen, soweit 

dies mit dem Ziel einer wirksamen Verhinderung der Verbreitung der Coronavirus-

Krankheit-2019 (COVID-19) vereinbar ist. Einzelne soziale, gesellschaftliche oder wirt-

schaftliche Bereiche, die für die Allgemeinheit von besonderer Bedeutung sind, können 

von den Schutzmaßnahmen ausgenommen werden, soweit ihre Einbeziehung zur 

Verhinderung der Verbreitung der Coronavirus-Krankheit-2019 (COVID-19) nicht zwin-

gend erforderlich ist. 

(7) Unabhängig von einer durch den Deutschen Bundestag nach § 5 Absatz 1 Satz 1 

festgestellten epidemischen Lage von nationaler Tragweite können folgende Maßnah-

men notwendige Schutzmaßnahmen im Sinne des § 28 Absatz 1 Satz 1 und 2 sein, 

soweit sie zur Verhinderung der Verbreitung der Coronavirus-Krankheit-2019 (COVID-

19) erforderlich sind:  

1. die Anordnung eines Abstandsgebots im öffentlichen Raum, insbesondere in öffent-

lich zugänglichen Innenräumen, 

2. die Anordnung von Kontaktbeschränkungen im privaten sowie im öffentlichen 

Raum, 

3. die Verpflichtung zum Tragen einer Atemschutzmaske (FFP2 oder vergleichbar) o-

der einer medizinischen Gesichtsmaske (Mund-Nasen-Schutz), 

4. die Verpflichtung zur Vorlage von Impf-, Genesenen- oder Testnachweisen sowie 

an die Vorlage solcher Nachweise anknüpfende Beschränkungen des Zugangs in den 

oder bei den in Absatz 1 Nummer 4 bis 8 und 10 bis 16 genannten Betrieben, Gewer-

ben, Einrichtungen, Angeboten, Veranstaltungen, Reisen und Ausübungen, 

5. die Verpflichtung zur Erstellung und Anwendung von Hygienekonzepten, auch unter 

Vorgabe von Personenobergrenzen, für die in Absatz 1 Nummer 4 bis 8 und 10 bis 16 

genannten Betriebe, Gewerbe, Einrichtungen, Angebote, Veranstaltungen, Reisen 

und Ausübungen, 
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6. die Beschränkung der Anzahl von Personen in oder bei den in Absatz 1 Nummer 4 

bis 8 und 10 bis 16 genannten Betrieben, Gewerben, Einrichtungen, Angeboten, Ver-

anstaltungen, Reisen und Ausübungen, 

7. die Erteilung von Auflagen für die Fortführung des Betriebs von Gemeinschaftsein-

richtungen im Sinne von § 33, Hochschulen, außerschulischen Einrichtungen der Er-

wachsenenbildung oder ähnlichen Einrichtungen und 

8. die Anordnung der Verarbeitung der Kontaktdaten von Kunden, Gästen oder Ver-

anstaltungsteilnehmern in den oder bei den in Absatz 1 Nummer 4 bis 8 und 10 bis 16 

genannten Betrieben, Gewerben, Einrichtungen, Angeboten, Veranstaltungen, Reisen 

und Ausübungen, um nach Auftreten einer Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-

2 mögliche Infektionsketten nachverfolgen und unterbrechen zu können; dabei kann 

auch angeordnet werden, dass die Nachverfolgung und Unterbrechung von Infektions-

ketten vorrangig durch die Bereitstellung der QR-Code-Registrierung für die Corona-

Warn-App des Robert Koch-Instituts erfolgt. 

Individuelle Schutzmaßnahmen gegenüber Kranken, Krankheitsverdächtigen, Anste-

ckungsverdächtigen oder Ausscheidern nach § 28 Absatz 1 Satz 1 sowie die Schlie-

ßung von Einrichtungen und Betrieben im Einzelfall nach § 28 Absatz 1 Satz 1 und 2 

bleiben unberührt. Die Absätze 3 bis 6 gelten für Schutzmaßnahmen nach Satz 1 ent-

sprechend. Die besonderen Belange von Kindern und Jugendlichen sind zu berück-

sichtigen. 

(8) Nach dem Ende einer durch den Deutschen Bundestag nach § 5 Absatz 1 Satz 1 

festgestellten epidemischen Lage von nationaler Tragweite können die Absätze 1 bis 

6 auch angewendet werden, soweit und solange die konkrete Gefahr der epidemi-

schen Ausbreitung der Coronavirus-Krankheit-2019 (COVID-19) in einem Land be-

steht und das Parlament in dem betroffenen Land die Anwendbarkeit der Absätze 1 

bis 6 feststellt, mit der Maßgabe, dass folgende Schutzmaßnahmen ausgeschlossen 

sind:  

1. die Anordnung von Ausgangsbeschränkungen, 

2. die Untersagung der Sportausübung und die Schließung von Sporteinrichtungen, 

3. die Untersagung von Versammlungen oder Aufzügen im Sinne von Artikel 8 des 

Grundgesetzes und von religiösen oder weltanschaulichen Zusammenkünften, 

4. die Untersagung von Reisen, 

5. die Untersagung von Übernachtungsangeboten, 
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6. die Schließung von Betrieben, Gewerben, Einzel- oder Großhandel, sofern es sich 

nicht um gastronomische Einrichtungen, Freizeit- oder Kultureinrichtungen oder um 

Messen oder Kongresse handelt, 

7. die Schließung von Gemeinschaftseinrichtungen im Sinne von § 33. 

Absatz 7 bleibt unberührt. Die Feststellung nach Satz 1 gilt als aufgehoben, sofern das 

Parlament in dem betroffenen Land nicht spätestens drei Monate nach der Feststel-

lung nach Satz 1 die weitere Anwendbarkeit der Absätze 1 bis 6 für das Land feststellt; 

dies gilt entsprechend, sofern das Parlament in dem betroffenen Land nicht spätestens 

drei Monate nach der Feststellung der weiteren Anwendbarkeit der Absätze 1 bis 6 die 

weitere Anwendbarkeit der Absätze 1 bis 6 erneut feststellt. 

(9) Die Absätze 1 bis 6 bleiben nach dem Ende einer durch den Deutschen Bundestag 

nach § 5 Absatz 1 Satz 1 festgestellten epidemischen Lage von nationaler Tragweite 

bis längstens zum Ablauf des 19. März 2022 für Schutzmaßnahmen nach Absatz 1 in 

Verbindung mit § 28 Absatz 1 Satz 1 und 2 anwendbar, die bis zum 25. November 

2021 in Kraft getreten sind. Satz 1 gilt für Schutzmaßnahmen nach Absatz 1 in Ver-

bindung mit § 28 Absatz 1 Satz 1 und 2 und § 32 entsprechend, sofern das Parlament 

in dem betroffenen Land die Rechtsverordnungen nicht aufhebt. Die Anordnung von 

Schutzmaßnahmen nach Absatz 8 in Verbindung mit § 28 Absatz 1 Satz 1 und 2 oder 

nach Absatz 8 in Verbindung mit § 28 Absatz 1 Satz 1 und 2 und § 32 bleibt unberührt. 

(10) Eine auf Grund von Absatz 7 Satz 1 oder Absatz 8 Satz 1 in Verbindung mit § 28 

Absatz 1 und § 32 erlassene Rechtsverordnung muss spätestens mit Ablauf des 19. 

März 2022 außer Kraft treten. Nach Absatz 7 Satz 1 oder Absatz 8 Satz 1 in Verbin-

dung mit § 28 Absatz 1 Satz 1 und 2 getroffene Anordnungen müssen spätestens mit 

Ablauf des 19. März 2022 aufgehoben werden. Der Deutsche Bundestag kann durch 

im Bundesgesetzblatt bekanntzumachenden Beschluss einmalig die Fristen nach den 

Sätzen 1 und 2 um bis zu drei Monate verlängern. 

 

§ 32 Infektionsschutzgesetz 

Erlass von Rechtsverordnungen 

Die Landesregierungen werden ermächtigt, unter den Voraussetzungen, die für 

Maßnahmen nach den §§ 28, 28a und 29 bis 31 maßgebend sind, auch durch 

Rechtsverordnungen entsprechende Gebote und Verbote zur Bekämpfung über-

tragbarer Krankheiten zu erlassen. Die Landesregierungen können die Ermächti-

gung durch Rechtsverordnung auf andere Stellen übertragen. Die Grundrechte der 

körperlichen Unversehrtheit (Artikel 2 Absatz 2 Satz 1 des Grundgesetzes), der Frei-

heit der Person (Artikel 2 Absatz 2 Satz 2 des Grundgesetzes), der Freizügigkeit 
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(Artikel 11 Absatz 1 des Grundgesetzes), der Versammlungsfreiheit (Artikel 8 des 

Grundgesetzes), der Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 Absatz 1 des Grund-

gesetzes) und des Brief- und Postgeheimnisses (Artikel 10 des Grundgesetzes) 

können insoweit eingeschränkt werden. 

§ 11 COVID-19-Schutzmaßnahmen-Ausnahmenverordnung 

Ermächtigung der Landesregierungen zu Erleichterungen und Ausnahmen 

Die Landesregierungen werden ermächtigt, Erleichterungen und Ausnahmen von 

den auf Grund der Vorschriften im fünften Abschnitt des Infektionsschutzgesetzes 

erlassenen landesrechtlichen Geboten oder Verboten für geimpfte Personen, gene-

sene Personen und getestete Personen zu regeln, soweit diese Verordnung nichts 

anderes regelt. Dies gilt im Hinblick auf Schutzmaßnahmen nach § 28b des Infekti-

onsschutzgesetzes nur für weitergehende Schutzmaßnahmen der Länder nach § 

28b Absatz 5 des Infektionsschutzgesetzes. 

§ 2 Berliner COVID-19- Parlamentsbeteiligungsgesetz 

Verordnungsermächtigung 

Der Senat wird nach Maßgabe dieses Gesetzes ermächtigt, durch Rechtsverord-

nung die erforderlichen Maßnahmen nach den §§ 28 bis 31 des Infektionsschutz-

gesetzes zu treffen. Er kann diese Ermächtigung durch Rechtsverordnung auf an-

dere Stellen, insbesondere die jeweils zuständigen Senatsverwaltungen, übertra-

gen. 

§ 3 Berliner COVID-19- Parlamentsbeteiligungsgesetz 

Beteiligung des Abgeordnetenhauses 

Der Senat übersendet dem Abgeordnetenhaus unverzüglich nach Beschlussfas-

sung auf elektronischem Wege Rechtsverordnungen oder sonstige allgemeine Re-

gelungen mit Maßnahmen nach den §§ 4 und 5 dieses Gesetzes, die zu begründen 

sind. Die Präsidentin oder der Präsident beruft unbeschadet der sonstigen Rege-

lungen der Geschäftsordnung mit Zustimmung des Ältestenrats unverzüglich eine 

Sondersitzung des Abgeordnetenhauses ein, soweit der Senat oder sonstige Stel-

len nach § 2 Satz 2 Maßnahmen nach § 4 ergreifen wollen. Gegenstand der Bera-

tung des Abgeordnetenhauses könne neben den Maßnahmen nach § 4 auch solche 

nach § 5 sowie grundlegende oder vorbereitende Dokumente sein, die in solche 

Maßnahmen münden sollen, insbesondere soweit sie öffentlich zugänglich sind. 


